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1. Einleitung 

In der vorliegenden Ausarbeitung wird erörtert, ob es für die Klimaschutzstrategie im Gebäudesek-
tor sinnvoll und machbar wäre, das im Miet- und Heizkostenrecht angelegte bisherige „Kaltmieten-
system“ auf ein „Warmmietensystem“ oder ein „Teilwarmmietensystem" umzustellen. Die Umstel-
lung soll dazu dienen, auf der Seite der Vermietenden einen starken Anreiz zu schaffen, bauliche 
und technische Verbesserungen zur Minderung von Treibhausgasemissionen vorzunehmen. Denn 
in dem bisherigen Kaltmietensystem, in dem die Vermietenden die Brennstoffkosten an die Mie-
tenden durchreichen, können die Brennstoffkosten den Vermietenden gleichgültig sein, so dass 
sich insbesondere die Anreizwirkung steigender CO2-Preise im Mietsektor nicht entfalten kann. 
Dieser Umstand gehört zu den wichtigsten Hemmnissen für den Klimaschutz im Gebäudebereich. 

Das schon seit vielen Jahrzehnten etablierte Kaltmietensystem beruht maßgeblich auf den Best-
immungen der Heizkostenverordnung (HeizkostenV)1, welches das allgemeine Mietrecht des BGB 
ergänzt. Die HeizkostenV sieht für zentral beheizte Gebäude (auch außerhalb des Mietwohnbe-
reichs, also z.B. für Gewerberäume und Wohneigentum) eine auf die einzelne Wohn-/Nutzeinheit 
bezogene verbrauchsabhängige Aufteilung2 der entstehenden Kosten des Verbrauchs von Brenn-
stoffen für die Beheizung vor, im Falle zentraler Warmwasserversorgung auch für das Warmwas-
ser. Im Mietwohnbereich hat das zur Folge, dass die jeweils erfassten Brennstoffkosten nicht als 
Fixkostenbestandteile in die Miete eingehen können, sondern als variable Kosten getrennt abge-
rechnet werden müssen; hierauf zahlen die Mietenden Vorschüsse, die im Nachhinein ausgegli-
chen werden. Die sonstigen Betriebskosten (z.B. für Gebäudereinigung, Abfallentsorgung) werden 
meist ebenfalls variabel abgerechnet, sie können aber auch in die Kaltmiete einbezogen werden3 
(anders als die Heizkosten).  

Die Ausarbeitung stellt zunächst den konzeptionellen Ansatz eines dieses System ersetzenden, 
verpflichtenden „(Teil-)Warmmietensystems“ mit seinen verschiedenen Gestaltungsoptionen vor 
(2.), betrachtet sodann seine Wirkungen in klima- und sozialpolitischer Sicht (3), bevor im Schwer-
punkt die rechtliche Machbarkeit und die Möglichkeiten einer praktikablen Umsetzung untersucht 
werden (4). In ergänzenden Überlegungen werden Möglichkeiten angesprochen, auf andere Weise 
Anreize auf der Seite der Vermietenden für energetische Sanierungsmaßnahmen zu schaffen (5). 

2. Konzeptioneller Ansatz und Gestaltungsoptionen  

2.1. Motivation und Ziele von Warmmietenmodellen 

Die Idee der Umstellung auf ein (Teil-)Warmmietensystem zielt in erster Linie auf die Bestandsge-
bäude. Ihr Sinn liegt darin, im Mietverhältnis einen Anreiz zur Senkung des Heizenergieverbrauchs 
auf der Seite der Vermietenden zu schaffen. Um sicherzustellen, dass die Klimaschutzziele im 
Gebäudesektor erreicht werden können, ist das von zentraler Bedeutung. Diese sollen Maßnah-
men zur Verbesserung der energetischen Gebäudequalität ergreifen. Ein solcher Anreiz fehlt im 
gegenwärtigen Kaltmietensystem, weil die Vermietenden höhere Energiekosten als gesonderte 
Kostenpositionen an die Mietenden durchreichen, so dass die Vermietenden steigende Energie-
kosten nicht selbst spüren. Namentlich die in den nächsten Jahren absehbar steigenden Kosten 

 
1 Verordnung über Heizkostenabrechnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5.10.2009 (BGBl. I S. 3250). 
2 Die Bestimmungen der HeizkostenV sehen vor, dass die Verbrauchskosten für Heizung und ggf. Warmwasser in 
zentral beheizten Gebäuden wohnungsindividuell ermittelt werden. Von der ermittelten Werten werden 50-70 % 
verbrauchsabhängig den jeweiligen Nutzeinheiten zugeordnet, der Rest wird auf Basis der Flächenanteile im Ge-
bäude auf alle Nutzeinheiten gleichmäßig verteilt. Sämtliche erfassten Kosten sind von den Nutzenden (ggf. Mie-
tenden) zu tragen.  
3 „Bruttokaltmiete“ genannt.  
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der CO2-Bepreisung werden in dem bestehenden „Kaltmietensystem“ vollständig von den Mieten-
den getragen, obwohl der Heizenergieverbrauch (nicht nur, aber) überwiegend von der baulichen 
und technischen Beschaffenheit des Gebäudes abhängt, die in der Verantwortung der Vermieten-
den liegt und durch die Mietenden nicht beeinflusst werden kann. Das widerspricht, sofern darauf 
abgestellt wird, in wessen Verantwortungsbereich die Verursachung der entstehenden und zu ver-
mindernden Treibhausgasemissionen in erster Linie fällt, dem Verursacherprinzip.4 Diese Sicht-
weise entspricht der Verantwortungszuordnung im Mietrecht, nach dessen Vorschriften die Ver-
mietenden die Mietsache in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu über-
lassen haben (§ 535 BGB). Der überwiegende Teil der Treibhausgasemissionen einer Wohnung 
ist dadurch bedingt, welche baulichen und technischen Beschaffenheitsmerkmale Wohnung und 
Gebäude aufweisen. Hierfür sind die Vermietenden ursachenverantwortlich, denn in ihren Verant-
wortungsbereich fällt es, die Eignung der Wohnung zum üblichen Gebrauch sicherzustellen. 

Durch die Überwälzung auf die Mietenden droht konkret insbesondere der mit dem 2021 einge-
führten CO2-Preis für Brennstoffe angestrebte Anreiz zur Senkung des Heizenergieverbrauchs im 
Mietwohnsektor weitgehend zu verpuffen. Es entsteht zugleich ein soziales Gerechtigkeitsproblem, 
denn in vermieteten Gebäuden müssen die finanziellen Belastungen der CO2-Bepreisung allein 
von den Mietenden getragen werden, ohne dass diese davon einen Nutzen haben würden und 
ohne, dass sie die Mehrkosten durch eigenes Verhalten nennenswert mindern könnten (außer 
durch Komfortverlust). Die Umstellung auf ein (Teil-)Warmmietensystem dient somit auch dazu, 
die finanzielle Verantwortung für die CO2-Kosten umweltpolitisch im Sinne des Verursacherprinzips 
sinnvoll(er) und zugleich sozial gerecht(er) zu verteilen. 

Zu beachten ist, dass es bei den (Teil-)Warmmietensystemen in zweierlei Hinsicht um mehr geht 
als nur um den CO2-Preis, der ggf. zu den Brennstoffkosten hinzutritt:  

• Zum einen geht es bei den Ansätzen um die Aufteilung der gesamten Heizkosten, nicht nur um 
den sich ergebenden (deutlich geringeren) CO2-Aufschlag.  

• Zum anderen kämen die Ansätze nicht nur bei fossiler Beheizung zur Anwendung, sondern wür-
den auch dann gelten, wenn die Mietobjekte mit regenerativer Wärme versorgt werden. 

Mit den (Teil-)Warmmietenansätzen soll gezielt dem verbreitet als „Investor-Nutzer-Dilemma“ oder 
„Vermieter-Mieter-Dilemma“ bezeichneten Mechanismus entgegengewirkt werden, nach dem 
energetische Investitionen für die Vermietenden keinen unmittelbaren5 wirtschaftlichen Vorteil brin-
gen, weil die erreichbare Energiekostensenkung bei den Mietenden und nicht bei ihnen selbst an-
kommt.6 Bei den (Teil-)Warmmietenansätzen wäre das anders: Die durch Energieeinsparungen 
erreichbare Senkung der Heizkosten käme nun auch – ggf. zu bestimmten Anteilen – den Vermie-
tenden zugute. Dadurch könnten die Vermietenden dazu angereizt werden, Maßnahmen zur Ener-
gie(kosten)-Einsparung zu ergreifen.  

Eine komplette Überführung der Heizkosten in eine (fixe) Warmmiete – wie sie in Schweden üblich 
ist7 – hätte allerdings den Nachteil, dass die Mietenden dann überhaupt keinen finanziellen Anreiz 
zum Heizenergiesparen mehr hätten und tendenziell dazu angereizt würden, verschwenderisch mit 
der Heizenergie umzugehen. Diese Fehlwirkung soll vermieden werden. Deshalb werden in der 

 
4 In einzelnen politischen Stellungnahmen wird dies umgekehrt gesehen, indem nur darauf abgestellt wird, wer die 
betreffende Energie verbraucht. 
5 Mittelbare Vorteile können durchaus bestehen, denn die Immobilie steigt in ihrem Wert. 
6 Zu beachten ist, dass diese Problematik im bestehenden Recht durch die Möglichkeit der Erhebung einer Moder-
nisierungsumlage nach § 559 BGB entgegengewirkt wird – die allerdings umstritten ist, u.a. weil sie oft trotz hoher 
Investitionssummen nicht zu weitreichenden Senkungen des Energieverbrauchs führt. Ungeachtet dessen beein-
flusst das Dilemma fortwährend die Motivationslage der Vermietendenseite. Es drückt sich z.B. darin aus, dass 
Vermietenden ein Anreiz fehlt, etwa für einen technisch optimierten Betrieb der Heizungen zu sorgen. 
7 Siehe Agora Energiewende, Wie passen Mieterschutz und Klimaschutz unter einen Hut? (2020), S. 11 ff. m.w.N. 
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politischen Diskussion stattdessen modifizierende Gestaltungsvarianten erörtert, bei denen zwi-
schen einem fixen und einem variablen Teil der Heizkosten unterschieden wird.8  

Zu beachten ist aus Klimaschutzsicht, dass von den (Teil-)Warmmietenansätzen wie bei allen an-
deren Modellen, bei denen es lediglich um die Verteilung und Nutzung von unmittelbar aus der 
Immobilienbewirtschaftung (also den laufenden Mietverhältnissen) generierten Finanzmitteln geht, 
nur eine begrenzte Anreizfunktion ausgehen kann. Für die Dekarbonisierung des Gebäudesektors 
sind für jedes einzelne Gebäude sehr anspruchsvolle („tiefe“)9 energetische Gebäudesanierungen 
notwendig, für deren Anschub ein größerer Mitteleinsatz erforderlich ist. Deshalb kann einem (Teil-
)Warmmietensystem unabhängig von der konkreten Ausgestaltung nicht die Rolle des zentralen 
finanziellen Anreizinstruments für die Wärmewende zukommen, sondern nur eine insoweit unter-
stützende Funktion. Es kann namentlich staatliche Förderprogramme oder spezielle Fördermecha-
nismen für weitreichende energetische Verbesserungen nicht ersetzen, aber neben und auch in 
Kombination mit diesen einen wichtigen Anreizbeitrag leisten, weil beide Seiten des Mietverhält-
nisses von den Energieeinsparungen und von der Förderung profitieren würden.  

2.2. Zur Ausgestaltung von Teilwarmmietenmodellen 

2.2.1. Gestaltungsvarianten  

Die verschiedenen in die Öffentlichkeit eingebrachten Vorschläge zu Warmmietensystemen zielen, 
wie oben ausgeführt, nicht auf eine vollständige Überführung der gesamten Heizkosten in eine fixe 
Warmmiete, sondern lediglich auf eine Aufteilung der Wärmekosten. Hintergrund dessen ist zum 
einen, dass bei einer vollständigen Übernahme der Wärmekosten durch die Vermietenden der An-
reiz für die Mietenden zu möglichst energiesparenden Verhalten vollständig verloren gehen 
würde10 – was nicht im Sinne der Ziele des Klimaschutzes und der Ressourcenschonung stünde. 
Zum anderen gibt es erhebliche EU-rechtliche Bedenken, da die EU-Vorschriften zur Energieeffi-
zienz eine verbrauchsabhängige Abrechnung fordern (siehe im Einzelnen unten, 4.1). 

Bei den deshalb in Politik und Wissenschaft diskutierten Wärmekostenteilungsmodellen (hier 
zukünftig als Teilwarmmietenmodelle benannt) erstreckt sich die Warmmiete auf einen be-
stimmten (fixen) Anteil der Heizkosten, während ein zweiter Teil in Abhängigkeit vom tatsächlichen 
Energieverbrauch als Variable von den Mietenden getragen wird. Die Überführung eines fixen Teils 
der Wärmekosten in eine neue Grundmiete verändert die Rolle der Vermietenden, indem sie nicht 
nur für das Zurverfügungstellen der Wohnungen verantwortlich sind, sondern anteilig auch für die 
Dienstleistung der laufenden Wärmeversorgung (insoweit nicht mehr nur für die technische Infra-
struktur). Dies wird auch als anteilige „Energiedienstleistung“ bezeichnet. 

Die verbleibende Frage ist, nach welchen Kriterien bzw. Maßstäben es sich richtet, wie hoch der 
Fixanteil ist, bzw. wie er bemessen wird. Zu betonen ist, dass keines der Modelle insoweit über 
eine Ideendarstellung hinausgeht, bei der zumeist viele Fragen offenbleiben. 

• In dem in Schweden in einzelnen Siedlungen teils praktizierten (nicht rechtlich vorgeschriebe-
nen!)11 „Referenztemperaturmodell“ erstreckt sich die Warmmiete auf die Garantie einer Min-

 
8 Siehe dazu die Nachweise in 2.2.1. 
9 Umweltbundesamt (2020): 13 Thesen für einen treibhausgas-neutralen Gebäudebestand, S. 15. 
10 Wissenschaftliche Arbeiten zur Abschätzung der Energieeinsparungen, die sich bei der Einführung einer ver-
brauchsabhängigen Abrechnung von Heizkosten ergeben, kommen auf eine Bandbreite von ca. 15-25 Prozent. Für 
eine Übersicht siehe z.B. Canale (2019), A comprehensive review on heat accounting and cost allocation in resi-
dential buildings in EU, Energy & Buildings 202 109398. 
11 Siehe dazu die Darstellungen in: Agora Energiewende, Wie passen Mieterschutz und Klimaschutz unter einen 
Hut? (2020), S. 11 ff. sowie in Becker Büttner Held (BBH), Vereinbarkeit des „Referenztemperatur-Modells“ mit den 
Vorgaben der Energieeffizienzrichtlinie (EED), Analyse für Agora Energiewende (2020), S. 4 f. m.w.N. 
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desttemperatur, während die Mietenden die Kosten einer Mehrbeheizung tragen müssen. Hie-
rauf richtet sich ein aktueller Vorschlag der Agora Energiewende, der insoweit auch von „Warm-
mieten mit Temperaturfeedback“ spricht.12  

• In einer älteren Studie des IWU (2001)13 wird von einer „Teilwarmmiete“ gesprochen. Diese 
Idee wurde kürzlich in einem Bundestagsantrag14 aufgegriffen, in dem die Bundesregierung zur 
näheren Prüfung aufgefordert wird. Die Teilwarmmiete soll sich über die Kaltmiete hinaus auf 
die „Grundheizkosten“ erstrecken. Die von dem Grundheizkosten nicht erfassten Verbrauchs-
kosten werden individuell abgerechnet von den Mietenden getragen. Die Bemessung der Grund-
heizkosten soll einheitlich für das gesamte Gebäude auf Basis einer Formel erfolgen, in die ei-
nerseits ein ermittelter Energiekennwert des Gebäudes und andererseits ein Referenzwert für 
den Energiepreis eingestellt wird. Die Grundheizkosten unterscheiden sich nach diesem Kon-
zept von den heute üblichen Heizkostenvorauszahlungen – die stets nach Jahresablauf ausge-
glichen werden – darin, dass sie fester Bestandteil der zu entrichtenden Miete sind und als sol-
che am Markt ausgewiesen werden, wobei es nachträgliche Korrekturen nur hinsichtlich des in 
die Formel eingesetzten Energiepreises geben soll, nicht jedoch hinsichtlich Schwankungen bei 
der verbrauchten Energiemenge. Führen die Vermietenden energetische Verbesserungen 
durch, so erhalten sie dennoch die festgelegten Grundheizkosten, es ergibt sich ein positives 
finanzielles Delta. 

• Ein alternatives, von den Wirkungen her ähnliches Modell des Teilwarmmietenansatzes, welcher 
jedoch bisher nicht in den veröffentlichen Überlegungen dazu kommuniziert worden ist, könnte 
in einer Art „Prozentmodell“ liegen. Dieser Teilwarmmietenansatz unterscheidet sich von den 
zuvor genannten Modellen darin, dass sämtliche Regelungskomponenten auf den Verbrauchs-
kosten der Heizenergie beruhen, die prozentual zwischen beiden Parteien des Mietverhältnisses 
aufgeteilt werden (z.B. hälftig oder 70 zu 30). Auf dieser Grundlage wird zum einen ein Fixbetrag 
gebildet (die „Grundheizkosten“), der zum festen Mietbestandteil der neuen Teilwarmmiete wird, 
zum anderen für die Zukunft festgelegt, dass nur noch der verbleibende Prozentsatz der Ver-
brauchskosten auf die Mietenden umgelegt wird. Ein ähnlicher Ansatz wird aktuell bislang ledig-
lich speziell für den Anteil des CO2-Preises diskutiert,15 könnte aber auch generell und unabhän-
gig davon, welche Brennstoffe eingesetzt werden, auf die Heizkostenverteilung angewendet 
werden.16 

Hinzuweisen ist ergänzend darauf, dass die verschiedenen diskutierten Modellansätze auf die 
Heizkosten im engeren Sinne fokussieren und meist zu den Warmwasserkosten keine Aussagen 
treffen. Hierzu müsste ggf. ergänzend geklärt werden, ob/inwieweit die Warmwasserkosten miter-
fasst werden oder es hierzu abweichende bzw. spezielle Regelungen geben soll. Bisher ist es in 
der Praxis überwiegend so, dass auch die Warmwasserbereitung über die Zentralheizung erfolgt 
und auf Grundlage der HeizkostenV einheitlich abgerechnet wird – allerdings nicht immer, denn es 
gibt auch zentral beheizte Gebäude mit dezentraler Warmwasserbereitung (z.B. in Boilern und 
Durchlauferhitzern). Zu berücksichtigen ist dabei in der Sache, dass speziell der Warmwasserver-
brauch meist in wesentlich größerem Umfang vom individuellen Verbrauchsverhalten abhängt, so 

 
12 Agora Energiewende, Wie passen Mieterschutz und Klimaschutz unter einen Hut? (2020), S. 12 f. 
13 Knissel et.al. (Institut Wohnen und Umwelt – IWU): Mietrechtliche Möglichkeiten zur Umsetzung von Energie-
sparmaßnahmen im Gebäudebestand (2001), S. 35 ff. 
14 Antrag der FDP-Fraktion, BT-Drs. 19/25246, S. 3. 
15 Eingehend Keimeyer et.al. (Öko-Institut/Klinski), Kurzstudie Begrenzung der Umlagemöglichkeit der Kosten ei-
nes Brennstoff-Emissionshandels auf Mieter*innen (2020), S. 7 ff., abrufbar unter: https://www.oeko.de/publikatio-
nen/p-details/begrenzung-der-umlagemoeglichkeit-der-kosten-eines-brennstoff-emissionshandels-auf-mieterin-
nen-kurzstudie.  
16 In dieser Richtung Bürger et.al. (Öko-Institut/Klinski), Beseitigung rechtlicher Hemmnisse des Klimaschutzes im 
Gebäudebereich, UBA Climate Change 11/2013), S. 204 ff., abrufbar unter: https://www.umweltbundesamt.de/pub-
likationen/konzepte-fuer-die-beseitigung-rechtlicher-hemmnisse-0. 

https://www.oeko.de/publikationen/p-details/begrenzung-der-umlagemoeglichkeit-der-kosten-eines-brennstoff-emissionshandels-auf-mieterinnen-kurzstudie
https://www.oeko.de/publikationen/p-details/begrenzung-der-umlagemoeglichkeit-der-kosten-eines-brennstoff-emissionshandels-auf-mieterinnen-kurzstudie
https://www.oeko.de/publikationen/p-details/begrenzung-der-umlagemoeglichkeit-der-kosten-eines-brennstoff-emissionshandels-auf-mieterinnen-kurzstudie
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dass dieser ggf. auch anders behandelt werden könnte. Die Frage des Umgangs mit den Warm-
wasserkosten ist allerdings nicht entscheidend für die Bewertung der Modelle als solche und soll 
daher an dieser Stelle nicht vertieft werden.  

Eine weitere Frage ist, in welchem Verhältnis die jeweiligen Neuregelungen zu dem übrigen beste-
henden rechtlichen Umfeld stehen – insbesondere, ob das neue Teilwarmmietenmodell ggf. neben 
die Anwendung der sog. Modernisierungsumlage nach § 559 BGB treten würde oder, diese er-
setzen würde. Speziell in der Veröffentlichung der Agora Energiewende klingt Letzteres an, denn 
dort wird die Sinnhaftigkeit aus dem Blickwinkel erörtert, eine Alternative zur Modernisierungsum-
lage zu finden.17 Es ist aber auch denkbar, neben dem neuen System die Modernisierungsumlage 
beizubehalten, diese durch ein anderes spezifisches Anreizinstrument für energetische Investitio-
nen zu ersetzen oder sie mit Blick auf die neue Teilwarmmieten-Systematik zu modifizieren (z.B. 
zu senken). Hierauf wird unten zurückzukommen sein (siehe am Ende des folgenden Abschnitts 
sowie zu 3). 

2.2.2. Einführung eines Teilwarmmietenmodells: Was käme auf Mietende und 
Vermietende konkret zu? 

Aus der Sicht der am Mietverhältnis Beteiligten fragt sich, was die Umstellung konkret für Folgen 
hätte. Zu beachten ist dabei, dass die Änderung zum Zeitpunkt der Umstellung für alle Beteiligten 
belastungsneutral sein soll (bzw. aus Rechtsgründen muss). Denn die Änderung zielt nicht auf eine 
absolute Senkung der insgesamt zu zahlenden Miete im Umstellungszeitpunkt, sondern darauf, 
lediglich die einzelnen Bestandteile der Miete zwischen den fixen und den variablen Anteilen 
neu aufzuteilen. Im Ergebnis würde daher zum Umstellungszeitpunkt das Gleiche wie vorher ge-
zahlt, nur in sich anders aufgeteilt. Unabhängig davon, welches Modell realisiert wird, würde es in 
jedem Falle dazu kommen, dass der variable Anteil auf der Mietendenseite kleiner würde als zuvor 
– was aber dadurch ausgeglichen würde, dass andere Anteile der Gesamtmiete entsprechend stei-
gen. Das sei im Folgenden näher erläutert:  

Ausgangspunkt ist das bestehende Miet- und Heizkostenrecht:  

Danach setzt sich die von den Mietenden zu zahlenden „Bruttomiete“ zusammen aus der im Miet-
vertrag festgelegten fixen Kaltmiete (Nettokaltmiete), die den jeweiligen Vermietern für das Zur-
verfügungstellen der Wohnung zusteht. Hinzu kommen die ebenfalls von den Mietenden zu zah-
lenden, ihrerseits jedoch variablen Betriebskosten (warme Nebenkosten und kalte Nebenkos-
ten). Dabei handelt es sich um Kosten, die zunächst den Vermietenden für laufende (und ggf. 
schwankende) Ausgaben entstehen und von diesen auf die Mietenden übergewälzt werden. Die 
Mietenden müssen dafür zumeist eine im Voraus zu zahlende Pauschale entrichten, wobei nach 
Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres eine Korrektur in der Betriebskostenabrechnung erfolgt, die 
ggf. zu Nach- oder Rückzahlungen führt. Die Betriebskosten müssen vollständig von den Mieten-
den gezahlt werden. Für die Vermietenden sind sie ein durchlaufender Posten, nach der gesetzli-
chen Konzeption verdienen die Vermietenden an diesen nichts. Zu den mit den Betriebskosten zu 
entrichtenden Kosten zählen bei zentral beheizten Gebäuden auch die Heizkosten, die sich (falls 
es eine zentrale Warmwasserversorgung gibt) auch auf die Warmwasserkosten erstrecken. Diese 
werden nach den Vorgaben der Heizkostenverordnung aufgeteilt in einen Anteil, der nach dem 
Verbrauch der einzelnen Wohneinheit bemessen wird (zwischen 50 und 70 %) und einen weiteren 
Anteil, der auf alle Mietenden des Gebäudes nach Quadratmeteranteilen aufgeteilt wird (zwischen 
30 und 50 %) – wobei ungeachtet dieser inneren Aufteilung sämtliche Heizkosten auf der Mieten-
denseite verbleiben. 

Die Nettokaltmiete beträgt in Deutschland im Durchschnitt etwa 72 Prozent der gesamten zu ent-
richtenden Warmmiete, wobei für die variablen warmen Nebenkosten im Durchschnitt 1,4 Euro pro 

 
17 Agora Energiewende, Wie passen Mieterschutz und Klimaschutz unter einen Hut?, 2020, S. 4 ff., 11 ff., 14 f. 
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Quadratmeter und Jahr anfallen (Abbildung 2-1). Die im Folgenden diskutierten Teilwarmmieten-
modelle beziehen sich alle auf eine Umverteilung der in der Abbildung hellgrün dargestellten „war-
men Nebenkosten“. Im Zuge der Umverteilung erfolgt eine Anpassung der Bestandteile der Miete, 
um die Belastungsneutralität sicherzustellen.  

Abbildung 2-1: Durchschnittliche Mietkosten in Deutschland (2018) 

 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Mikrozensus 2018. 

Bei den verschiedenen Teilwarmmietenmodellen ist vorgesehen, einen bestimmten Teil der lau-
fenden variablen Heizkosten (je nach Ausgestaltung u.U. inklusive Warmwasser) anders zu be-
handeln als bisher: Hier wird ein Teil der laufenden, variablen Heizkosten (warme Nebenkosten) 
aus der Betriebskostenabrechnung herausgelöst und gesondert behandelt. In der Betriebskos-
tenabrechnung verbleibt nur noch ein Teil der variablen Heizkosten (warme Nebenkosten). 
Gleichwohl soll der insgesamt für die jeweilige Wohnung zu bezahlende Betrag zum Umstellungs-
zeitpunkt grundsätzlich gleich bleiben. Das wird durch eine Änderung der Zusammensetzung er-
reicht. Der zu zahlende Gesamtbetrag setzt sich im Ergebnis zusammen aus  

a) wie bisher: Nettokaltmiete – fix  

b) neu: Betrag für „Grundheizkosten“ – fix (so die Begriffsprägung des IWU) 

c) wie bisher: kalte Nebenkosten – variabel und  

d) neu: warme Nebenkosten – variabel (entsprechen nur noch dem Anteil, der nicht durch 
die Grundheizkosten abgedeckt wird).  

Die Nettokaltmiete (fix) und die Grundheizkosten (fix) können zusammen als feste „Grundmiete“ 
bezeichnet werden. Rechtlich getrennt behandelt werden variablen Nebenkosten: die kalten Ne-
benkosten und die reduzierten warmen Nebenkosten. Bei allen Modellen ergibt sich somit die Not-
wendigkeit, die Mietverträge anzupassen, wofür in dem zugrunde gelegten Gesetz die Konditio-
nen genau festzulegen sind, um eine einheitliche Umsetzung sicherzustellen und Missbräuche zu 
vermeiden. 

Die verschiedenen Modelle der Teilwarmmiete unterscheiden sich danach, auf welche Weise die 
Komponente der Grundheizkosten berechnet und festgelegt wird:  

• Beim Referenztemperaturmodell wird der Betrag der Grundheizkosten aus den tatsächlichen 
Kosten für die Bereitstellung einer bestimmten Raumtemperatur ermittelt. Vermietende und 
Mietende einigen sich vertraglich darauf, dass eine bestimmte Raumtemperatur garantiert wird. 
Die jeweiligen Vermietenden übernehmen die Kosten, um die Wohnung auf diese Temperatur 
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zu bringen und zu halten, Den Beschreibungen der Agora-Publikationen lässt sich insoweit nicht 
klar entnehmen, ob und ggf. auf welche Weise es zu einer Fixierung des erforderlichen Grund-
heizbetrages kommt (möglicherweise über eine Auswertung von Daten vorangegangener Zeit-
räume).18 Ohne Fixierung würde es sich um einen variablen Betrag handeln, für den es wie bei 
den Betriebskosten eine nachträgliche Abrechnungskorrektur geben müsste. Eine Verknüpfung 
mit der Betriebskostenabrechnung läge ggf. nahe. 

• Bei den verschiedenen IWU-Modellen handelt es sich um einen Fixbetrag, der für das jewei-
lige Gebäude je nach Modellvariante auf Grund unterschiedlicher Faktoren ermittelt wird 
(siehe dazu sogleich). Nachdem die Festlegung erfolgt ist, ist der Betrag der Grundheizkosten 
grundsätzlich unveränderlich, solange das Objekt nicht auf Grund von Veränderungen am Ge-
bäude (insb. energetischer Modernisierung) einer anderen Kategorie zugeordnet wird.  

• Beim Prozentmodell werden die variablen tatsächlichen Heizkosten (warme Nebenkosten) 
zu bestimmten festgelegten Anteilen jeweils von den Vermietenden und den Mietenden 
getragen (und nicht mehr allein von den Mietenden). Dadurch würde theoretisch eine Zusatz-
belastung bei den Vermietenden entstehen. Das wird jedoch vermieden, indem der Kaltmiete 
ein Fixbetrag für die Grundheizkosten hinzugesetzt wird.19 Dieser ist seinerseits wie bei den 
IWU-Modellen unveränderlich. Errechnet wird der Fixbetrag der Grundheizkosten hier (einmalig) 
für den Umstellungszeitpunkt aus dem Durchschnittsverbrauch eines bestimmten vorangegan-
genen Zeitraums.  

Abbildung 2-2 stellt beispielhaft die Neuverteilung der verschiedenen Kostenkomponenten dar: 
Während sich der Beitrag der Kaltmiete um den Betrag der Grundheizkosten erhöht, verringern 
sich die warmen Nebenkosten. Der Umfang der Umverteilung, d.h. der Anteil der warmen Neben-
kosten, der über die Grundheizkosten in die Kaltmiete übergeht, unterscheidet sich zwischen den 
Modellen. In allen Modellen bleibt der durch den Mietenden zu entrichtende Gesamtbetrag vor und 
nach der Umstellung kostenneutral.  

 
18 Vgl. Agora, Energiewende, Wie passen Mieterschutz und Klimaschutz unter einen Hut? (2020), S. 12 f.; Becker 
Büttner Held (BBH), Vereinbarkeit des „Referenztemperatur-Modells“ mit den Vorgaben der Energieeffizienzrichtli-
nie (EED), Analyse für Agora Energiewende (2020), S. 4 f. 
19 Denkbar ist an sich auch, auf eine Fixierung des Grundheizkostenbetrages zu verzichten. Dann müsste den 
Vermietenden aber die Möglichkeit gegeben werden, die Kaltmiete zu erhöhen, um die von ihnen nun teilweise zu 
tragenden Verbrauchskosten zu kompensieren. Dieser Weg wäre aber missbrauchsanfällig, weil er die Möglichkeit 
zu versteckten Mieterhöhungen bieten würde. Durch die Fixierung kann dem entgegengewirkt werden. 
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Abbildung 2-2: Änderung der Verteilung der Kostenkomponenten bei Umstellung auf 
ein Teilwarmmietenmodell 

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Ergänzend erläutert sei dies durch ein Beispiel mit Zahlen, in dem auch die Unterschiede der 
verschiedenen Modelle deutlich werden sollen: 

Beispiel 

Ausgangspunkt ist eine Wohnung mit folgender Kostenaufteilung entsprechend der heutigen 
Rechtslage: 600 Euro Kaltmiete, 100 Euro variable Heizkosten, 50 Euro variable kalte Ne-
benkosten. Hier betragen die Fixkosten 600 Euro, die auf die Mietenden umgelegten variablen 
Kosten 150 Euro, insgesamt also 750 Euro. 

In den verschiedenen Teilwarmmietenmodellen bleibt der Gesamtbetrag bei Umstellung un-
verändert, lediglich die Heizkosten werden unterschiedlich behandelt. Diese im Beispiel 100 
Euro werden nach den verschiedenen Modellansätzen wie folgt aufgeteilt (dabei steht V für 
Vermietende, M für Mietende):  

Referenztemperaturmodell: 100 Euro Heizkosten. M zahlt an V zum einen das Kostenäqui-
valent, das für die Gewähr einer Temperatur von 19 Grad aufgewendet werden musste, den 
Rest als variable warme Nebenkosten (wie bisher). Im Falle einer vertraglichen Fixierung eines 
bestimmten Kostenbetrages für die garantierte Temperatur ist nur der Restbetrag variabel, 
andernfalls sind beide Kostenkomponenten variabel. 

IWU-Modellansätze: 100 Euro Heizkosten. Im Mietvertrag ist auf Grund von Gebäudedaten 
politisch-rechtlich ein Fixbetrag für die Grundheizkosten festgelegt (je nach Gebäudestandard 
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z.B. 50, 60 oder 70 Euro – für verschiedene Gebäude ggf. unterschiedlich). Bei der nachträg-
lichen kalenderjährigen Abrechnung der gesamten Heizkosten (100 Euro) wird zunächst der 
Grundheizkostenbetrag abgezogen, nur der Restbetrag der Heizkosten (z.B. 30, 40, 50 Euro) 
wird auf M mit den sonstigen Betriebskosten als Betrag der warmen Nebenkosten umgelegt. 
Den Restbetrag begleicht V aus den Grundheizkosten.  

Prozentmodell: 100 Euro Heizkosten. Gesetzlich ist ein Prozentsatz vorgegeben, zu dem die 
Heizkosten als fixe Grundheizkosten zur fixen Nettokaltmiete hinzugesetzt werden. Bei einer 
hälftigen Teilung würde beispielsweise von den variablen warmen Nebenkosten bei der nach-
träglichen kalenderjährigen Abrechnung die Hälfte auf die M umgelegt, den Rest zahlt V (wofür 
V jedoch die Grundheizkosten zur Verfügung stehen). Die fixen Grundheizkosten werden auf 
Grundlage vorangegangener Verbrauchsdaten festgelegt. 

Die nach der Umstellung folgende weitere Entwicklung der insgesamt zu zahlenden Beträge wird 
durch die Modelle nicht geregelt. Sie ist – wie üblich – von den Marktverhältnissen abhängig, wird 
aber stärker als zuvor (auch) davon geprägt sein, dass die Vermietenden ein Interesse daran ent-
wickeln, die laufenden Wärmekosten gering zu halten.  

Hinsichtlich der Wirkungsweise der verschiedenen Gestaltungsvarianten ist zu ergänzen, dass 
sich die entstehenden Anreizstrukturen bei den einzelnen Modellansätzen zwar weitgehend äh-
neln, aber nicht komplett decken. Bei sämtlichen Ansätzen richtet sich der auf der Vermietenden-
seite entstehende Anreiz grundsätzlich darauf, die (selbst zu tragenden) Heizkosten zu senken. 
Sofern die Grundheizkosten fixiert werden, kann jedoch ein spezifischer zusätzlicher Anreiz ent-
stehen, denn die fixierten Grundheizkosten stehen den Vermietenden auch dann zu, wenn die 
Verbrauchskosten nachfolgend sinken sollten. Spiegelbildlich kann sich bei auf Grund von be-
stimmten energetischen Verbesserungsmaßnahmen ergebenden starken Senkungen der Ver-
brauchskosten in Einzelfällen aber auch gewisse Kostennachteile der Mietenden ergeben (im Ext-
remfall: Umstellung auf Solarwärme mit der Folge einer Senkung der Verbrauchskosten auf „null“ 
– dennoch bliebe es bei den Grundheizkosten).  

Zu beachten sind auch die Auswirkungen auf die mietrechtliche Modernisierungsumlage: 
Sollte es zu einer Aufteilung der Verbrauchskosten zwischen Vermietenden und Mietenden kom-
men, so würden von den nach einer energetischen Modernisierung entstehenden Verbrauchskos-
tensenkungen nicht mehr nur die Mietenden profitieren, sondern zu dem jeweiligen Anteil auch die 
Vermietenden. Deshalb läge es nahe, im gleichen Umfang die Modernisierungsumlage zu senken 
(z.B. bei einer 50 zu 50-Aufteilung den Umlagesatz von 8 auf 4 % zu halbieren). 

2.2.3. Insbesondere: Zur Bemessung der Wärmekostenaufteilung  

Die entscheidende gestaltungstechnische Herausforderung für alle Teilwarmmietenmodelle liegt 
darin, eindeutig zu bestimmen, auf welche Weise die Grundheizkosten ermittelt werden. Denn so-
wohl die Energiepreise als auch die Wärmeenergieverbräuche schwanken (erstere marktbedingt 
sowie durch den CO2-Preis, letztere insb. witterungsbedingt, aber auch durch Verbrauchsverhal-
ten). Gleichwohl muss im Gesetz und dem folgend dann auch im Mietvertrag genau bestimmt wer-
den, wie hoch der Wärmekostenanteil liegt oder auf welche Weise dieser zu ermitteln ist, um zu 
einer im Ergebnis eindeutigen Summenaufteilung zu kommen.  

Die einzelnen Varianten der Wärmekostenteilung gehen mit dieser komplexen Herausforderung 
unterschiedlich um. Dabei ist zu betonen, dass die einzelnen Modelle bisher nur grob skizziert 
wurden, so dass sich ggf. noch weitergehende offene Fragen stellen können und – je nach Modell 
bzw. Variante – u.U. erheblicher weitergehender Prüfbedarf besteht:  
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• Beim Referenztemperaturmodell bildet eine bestimmte durchschnittliche Raumtemperatur die 
Grundlage für die Festlegung des vertraglichen Wärmekostenanteils (z.B. 18, 19 oder 20 Grad). 
Auf der Vermietendenseite ergäbe sich eine Kostentragungspflicht für die Energiemenge, die 
zum Erreichen der Mindesttemperatur benötigt wird, den Rest müssten die Mietenden nach in-
dividueller Abrechnung tragen. Für die praktische Umsetzung müsste zunächst eine eigenstän-
dige technische Infrastruktur geschaffen werden: In allen deutschen Haushalten müsste jeder 
Raum mit einer zuverlässigen Messeinrichtung für die Raumwärme ausgestattet werden. Auf 
Grundlage der Raummaße und der jeweiligen Zeitverläufe müssten die ermittelten Werte mitei-
nander verrechnet werden. In der zugrunde liegenden Rechtsvorschrift müsste vorgegeben wer-
den, auf welche Weise dies zu geschehen hat.  

• Für die Teilwarmmiete werden in der IWU-Studie 2001 verschiedene Modellvarianten vorge-
stellt. In allen wird für die Grundheizkosten statt einer Temperatur- eine Energiemengenreferenz 
zugrunde gelegt. Grundlage soll eine Verrechnung der in einem Kennwert ausgedrückten fixier-
ten Energiemenge mit einem Referenzwert für den Energiepreis sein. Schwankende Energie-
preise werden durch Nachberechnung korrigiert, Schwankungen in der verbrauchten Energie-
menge jedoch nicht. Hinsichtlich der Bildung der maßgebenden Energiemengenkennwerte wird 
zwischen drei Optionen unterschieden: 

‒ In der Variante „Energiepass“ würde auf Grundlage heutigen Gebäudeenergierechts20 der be-
darfsbezogene21 Energieausweis die Grundlagendaten liefern (den es allerdings für die meis-
ten Bestandsgebäude bisher nicht gibt!). Im Bedarfsausweis wird der Gesamtenergiebedarf 
des Gebäudes unter Anwendung der einschlägigen Berechnungsnormen und Annahme be-
stimmter Soll-Raumtemperaturen ausgewiesen, so dass das Modell der Sache nach ähnlich 
wirkt wie das Referenztemperaturmodell, aber ohne Wärmemessungen auskommt. Je nach-
dem, welcher der im Energieausweis ausgewiesenen Energiebedarfsstufe das Gebäude zu-
zuordnen ist, kann auf Basis gesetzlicher Vorgaben ein Referenzwert für den zu erwartenden 
Energieverbrauch ermittelt werden, aus dem unter Verrechnung mit dem Energiepreis die 
Grundheizkosten ermittelt werden. 

‒ In der Variante der „empirischen ermittelten Energieverbräuche“ würden die in die Berech-
nung einzustellenden Energiemengenkennwerte über die sich aus einer Auswertung eines 
mehrjährigen in der Vergangenheit liegenden Referenzzeitraums ergebenden Durchschnitts-
verbräuche des Gebäudes ergeben. Die Aufgabe, diese zu errechnen, würde auf Basis ge-
setzlicher Vorgaben bei den Vermietenden liegen.22 Die betreffenden Daten lassen sich aus 
den Heizkostenabrechnungen der vergangenen Jahre gewinnen. 

‒ Beim dritten Modell einer standardisierten Bestimmung des Energiemengenkennwerts nach 
Merkmalen der „Gebäudetypologie“ würde der Energiemengenkennwert nicht für das einzelne 
Gebäude ermittelt, sondern für bestimmte Typen von Gebäude (nach Alter und Gebäudeart) 
einheitlich.23 Das könnte z.B. bedeuten, dass etwa für alle Wohnungen in Mehrfamilienhäu-
sern mit 4 bis 6 Wohneinheiten der Altersklasse 1960 bis 1980 die gleichen Grundheizkosten 
je Quadratmeter durch Rechtsvorschrift vorgegeben würden. Insoweit müsste im Vorfeld des 

 
20 Die Veröffentlichung des IWU 2001 bezog sich auf die frühere Rechtslage nach der Energieeinsparverordnung 
in der Fassung von 2000, in der noch vom „Energiepass“ des Gebäudes die Rede war. An dessen Stelle ist seit 
2007 der bedarfsbezogene Energieausweis getreten. 
21 Der verbrauchsbezogene Energieausweis ist hierfür von vornherein ungeeignet, weil in dem Modell auf den 
baulich-technisch bedingten Energiebedarf abgestellt werden soll. 
22 Zu Vor- und Nachteilen siehe Knissel et.al. (IWU): Mietrechtliche Möglichkeiten zur Umsetzung von Energiespar-
maßnahmen im Gebäudebestand (2001), S. 48. 
23 Zu Vor- und Nachteilen siehe Knissel et.al. (IWU): Mietrechtliche Möglichkeiten zur Umsetzung von Energiespar-
maßnahmen im Gebäudebestand (2001), S. 51. 
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Gesetzgebungsverfahrens näher betrachtet werden, nach welchen Kriterien typisiert werden 
soll. 

• Beim Prozentmodell sind die berechnungstechnischen Herausforderungen insofern kleiner, als 
für die praktische Umsetzung hier das schon bisher praktizierte Abrechnungssystem der Heiz-
kostenV benutzt werden kann (siehe dazu §§ 7 und 8 HeizkostenV). Auf dieser Grundlage wäre 
es möglich, die in diesem System errechneten Verbrauchskosten für die Heizung (ggf. auch für 
Warmwasser) zwischen den Mietvertragsparteien prozentual aufzuteilen (wobei die Höhe ggf. 
politisch austarierbar ist). Damit allein ist aber noch nicht geklärt, wie hoch die Grundheizkosten 
liegen, die als neuer Fixbetrag zum Bestandteil der Grundmiete werden sollen: 

‒ Zur Festlegung der Grundheizkosten bietet es sich an, den Verbrauch in einem in der Vergan-
genheit liegenden Referenzzeitraum zugrunde zu legen (z.B. den Verbrauch der letzten drei 
abgerechneten Kalenderjahre) und den sich daraus ergebenden Durchschnittsbetrag entspre-
chend den politisch gewünschten Prozentsätzen aufzuteilen. Denkbar wäre zum Beispiel eine 
hälftige Teilung (50 zu 50), aber auch die Zuordnung eines höheren Anteils zur Vermieten-
denseite (z.B. 70 zu 30), was insofern nahe liegt, als der Heizenergieverbrauch überwiegend 
durch objektive Merkmale des Gebäudes und weniger durch das individuelle Verbrauchsver-
halten beeinflusst wird.24 

‒ Wird beispielsweise eine Teilung von 70 % auf der Vermietendenseite zu 30 % bei den Mie-
tenden politisch angestrebt, so ergibt sich: 70 % der Heizkosten für den Durchschnittsver-
brauch im Referenzzeitraum werden den Grundheizkosten zugeordnet, der Rest wird wie bis-
her als variable Heizkosten behandelt25. Der sich auf dieser Berechnungsbasis ergebende 
Betrag der Grundheizkosten wird dauerhaft auf die bisherige Kaltmiete als fixer Zusatzbetrag 
(der als „Grundheizkostenpauschale“ bezeichnet werden könnte) aufgeschlagen. Um diesen 
Betrag erhöht sich also die (fest zu zahlende) Miete dann dauerhaft.  

‒ Für den Folgezeitraum ab/nach dieser Umstellung wird gesetzlich vorgegeben, dass von den 
auf Grundlage der Heizkostenverordnung erfassten Energiekosten nur 30 % von den Mieten-
den zu tragen sind, während die übrigen 70 % von den Vermietenden nicht umgelegt werden 
dürfen (sondern von diesen aus der Grundheizkostenpauschale beglichen werden). Dadurch 
kann sichergestellt werden, dass nachfolgende Schwankungen des Energieverbrauchs und 
der Energiepreise (bei fossilen Energien erwartbar erhebliche Steigerungen) äquivalent zu 
den gesetzlich festgelegten Anteilen von den Parteien des Mietverhältnisses getragen werden 
(also nicht einseitig zu Lasten einer Partei gehen).  

 
24 Es kann davon ausgegangen werden, dass der Heizenergieverbrauch bei älteren, schlecht gedämmten Gebäu-
den überwiegend vom objektiven Gebäudezustand abhängt. Bei jüngeren, anspruchsvoll gedämmten Gebäuden 
nimmt der Einfluss des subjektiven Nutzungsverhaltens zu. Für den Großteil der Bestandsgebäude steht außer 
Zweifel, dass der bauliche und technische Zustand der Gebäude Haupteinflussfaktor ist. Dafür sprechen auch die 
Ergebnisse einer Studie des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), die u.a. den Einfluss der 
verbrauchsabhängigen Heizkostenabrechnung auf den Heizenergieverbrauch betrachtet hat. Dieser liegt danach 
bei Gebäuden mit dem Standard der Wärmeschutzverordnung von 1978 in der Größenordnung von 20 %, beim 
Standard der EnEV 2002 bei 30 % und beim aktuellen Standard der EnEV 2016 bei 36 % (vgl. BBSR, Wirtschaft-
lichkeit von Systemen zur Erfassung und Abrechnung des Wärmeverbrauchs, Endbericht 2014, S. 42 f.), abruf-
bar unter: 
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/programme/zb/Auftragsforschung/5EnergieKlimaBauen/2014/Wirt
schaftlichkeitWaermeverbrauch/Endbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2. 
25 Als Grundlage kann auch der Energieverbrauch des Gesamtgebäudes zu Grunde gelegt werden, um den Effekt 
von verhaltensbedingten Schwankungen des Energieverbrauchs zu reduzieren. 

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/programme/zb/Auftragsforschung/5EnergieKlimaBauen/2014/WirtschaftlichkeitWaermeverbrauch/Endbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/programme/zb/Auftragsforschung/5EnergieKlimaBauen/2014/WirtschaftlichkeitWaermeverbrauch/Endbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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3. Wirkungen aus klimapolitischer und sozialer Perspektive 

Aus klimapolitischer Perspektive wird bewertet, inwiefern die Einführung eines Teilwarmmietenmo-
dells in den dargestellten Varianten zur Minderung der Treibhausgasemissionen aus dem Gebäu-
debereich und somit zur Erreichung der Ziele des Klimaschutzgesetzes beitragen kann. Aus sozi-
aler Perspektive wird diskutiert, inwiefern die Regelungen zu Be- bzw. Entlastungen bei Mietenden 
führen. In beiderlei Hinsicht können hierzu in dem hier vorliegenden, überblicksartig angelegten 
Papier nur einige qualitative Überlegungen allgemeiner Art angestellt werden, die im Rahmen ver-
tiefter Betrachtungen bestimmter Modellkonstruktionen noch vertieft werden könnten. Auch zwi-
schen den verschiedenen Gestaltungsoptionen wird dementsprechend nicht differenziert, zumal 
die Wirkungen sehr nahe beieinanderliegen. Hingewiesen sei insoweit ergänzend darauf, dass bei 
den Betrachtungen die grundsätzliche Funktionsfähigkeit unterstellt wird (also z.B. davon abgese-
hen wird, dass für einzelne Modellvarianten noch ungeklärt ist, ob sich zur Bemessung geeignete 
Parameter bilden lassen). 

Dem Segment der vermieteten Gebäude kommt mit einem Anteil von 54 % der Wohnungen sowie 
41 % der Wohnflächen bei der Transformation des Gebäudesektors eine wichtige Rolle zu. Abbil-
dung 3-1 zeigt zudem, dass fossile Energien bei der Beheizung der Gebäude dominieren. 

Abbildung 3-1: Anteil vermieteter Wohnungen nach Gebäudetyp und Hauptwärmeer-
zeuger 

 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Mikrozensus 2018. 

Derzeitig stellt die zivilrechtliche sog. Modernisierungsumlage (§ 559 BGB) das zentrale Instrument 
zur Schaffung von Anreizen für energetische Sanierungen in vermieteten Gebäuden dar. Aus kli-
mapolitischer Sicht sind jedoch im Hinblick auf die Modernisierungsumlage insbesondere die fol-
genden Punkte als nicht oder wenig zielführend zu bewerten:26 

• Die Modernisierungsumlage setzt wenig Anreize für Gebäudeeigentümer*innen, in energetisch 
anspruchsvolle („tiefe“) Sanierungen zu investieren, da die Höhe der Umlage nicht von den er-

 
26 Agora Energiewende, Wie passen Mieterschutz und Klimaschutz unter einen Hut?, 2020, S. 4 ff. 
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zielten Einsparungen abhängt, sondern lediglich von der Investitionssumme. Aufgrund der lan-
gen Lebenszyklen im Gebäudesektor müssen Sanierungsmaßnahmen schon heute konform mit 
den langfristigen Zielen eines klimaneutralen Gebäudebestands 2050 sein. 

• Insbesondere in schrumpfenden Mietmärkten können die zulässigen Steigerungen der Kaltmiete 
häufig nicht durchgesetzt werden, so dass keine Refinanzierung der Modernisierungsmaßnah-
men erreicht werden kann. 

• Obwohl die Anreizwirkung der Modernisierungsumlage demnach suboptimal ist, hat ihre Anwen-
dung über viele Jahre häufig zu sehr hohen Mietsteigerungen geführt, die in keinem angemes-
senen Verhältnis zu den bei den Mietenden erreichbaren Energiekostensenkungen stehen, u.a. 
weil insoweit keine hohen Anforderungen gestellt werden und nicht nur energetische, sondern 
auch sonstige Wohnwertverbesserungen umlagefähig sind. Der Gesetzgeber hat darauf 2019 
durch eine Beschränkung des Umlagesatzes auf 8 % und eine Kappungsgrenze von 3 Euro pro 
m2 reagiert (siehe § 559 Abs. 3a BGB), was aber wiederum die Anreizwirkung auf Vermieten-
denseite senkt und für viele Mietende noch immer zu hohen Zusatzbelastungen führen kann.  

In der aktuellen Veröffentlichung der Agora Energiewende wird dahin argumentiert, die Moderni-
sierungsumlage durch das Warmmietensystem zu ersetzen.27 Allerdings liegt ihr konkreter Zweck 
darin, den Vermietenden die Möglichkeit zu geben, eine bestimmte Investition durch nachfolgende 
Mieterhöhungen zu refinanzieren. Politisch wird das dadurch legitimiert, dass die Mietenden von 
der eintretenden Senkung der Energiekosten profitieren sollen (wodurch die Erhöhung der Kalt-
mieten allerdings in der Praxis häufig nicht annähernd aufgewogen wird). Im Vergleich zur Moder-
nisierungsumlage kann eine neue Aufteilung der Wärmekosten keine vergleichbar großen (Re-) 
Finanzierungsbeiträge für bedeutende Investitionen liefern. Für diese spezifische Art von Anreiz 
bietet ein Teilwarmmietenmodell keine ausreichenden Impulse.28  

Deshalb liegt es näher, die Einführung eines Teilwarmmietenmodells neben die (ggf. niedrigere 
oder eine qualitativ angepasste) Modernisierungsumlage zu stellen. So besteht die Lenkungswir-
kung des Teilwarmmietenmodells darin, dass von den nach einer energetischen Modernisierung 
entstehenden Verbrauchskostensenkungen nicht mehr nur die Mietenden profitieren, sondern zu 
dem jeweiligen Anteil auch die Vermietenden. 

Welche Auswirkungen eine Abschaffung, bzw. Anpassung oder Beibehaltung der Modernisie-
rungsumlage in Kombination mit einem Teilwarmmietenmodell hätte, zeigt die modellhafte quanti-
tativen Gegenüberstellung der vermietungsseitig jährlich erreichbaren Einnahmen (bei Modernisie-
rungsumlage) bzw. Kosteneinsparungen (bei Wärmekostenteilung) nach Durchführung einer ener-
getischen Verbesserungsinvestition (siehe nachfolgende Abbildung 3-2). Dabei werden die Kosten 
und Nutzen bei der Durchführung von energetischen Sanierungsmaßnahmen am Beispiel einer 
fiktiven Sanierungsmaßnahme verglichen. Konkret werden die jährlichen Einnahmen/Einsparun-
gen und Ausgaben für Mietende und gegenübergestellt.  

 
27 Agora Energiewende, Wie passen Mieterschutz und Klimaschutz unter einen Hut?, 2020, S. 4 ff., 11 ff., 14 f. 
28 Diesen Umstand übersieht das Agora-Papier, wenn es dieses auf einer Stufe mit der Modernisierungsumlage 
und etwa dem sog. Drittelmodell vergleicht. 
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Abbildung 3-2: Jährliche Netto Be- und Entlastungen für Mietende und Vermietende 
nach einer energetischen Sanierung (Beispielrechnung) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen. 

Grundlage für die Berechnungen sind folgende Annahmen: 

• Beispielhaft wird eine Sanierung eines Mehrfamilienhauses auf den Effizienzstandard KfW-70 
betrachtet. Die Berechnung betrachtet die energiebedingten Mehrkosten, die sich im Vergleich 
zu einer Sanierung nach gesetzlichem Mindeststandard (GEG) ergeben. Die energiebedingten 
Mehrkosten bezeichnen die Kosten, die bei einer energetischen Sanierung zusätzlich zu den 
Instandhaltungskosten entstehen. Ein Beispiel für Instandhaltungskosten sind Reparaturen an 
der Fassade, während die Kosten für die Wärmedämmung unter die energiebedingten Mehrkos-
ten fallen. Für die energiebedingten Mehrkosten wird für die KfW-70 Sanierung ein Anteil von 
40% angenommen29. Die energiebedingten Mehrkosten gehen annuisiert mit einem Zinssatz 
von 2% in die Berechnungen ein. 

• Für den Kostenvergleich wird angenommen, dass das Gebäude durch Erdgas beheizt wird, wo-
bei ein durchschnittlicher Preis von 8 ct/kWh zu Grunde gelegt wird (Preiskomponente ohne 
CO2-Bepreisung).30 Zusätzlich wird für die CO2-Kosten (des BEHG) über die Lebensdauer der 
Maßnahme ein durchschnittlicher Preis von 55 Euro pro Tonne CO2 (bzw. pro Emissionszertifikat 
für eine Tonne CO2) berücksichtigt31. 

 
29 Öko-Institut et. al, Folgenabschätzung zu den ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Folgewirkungen der 
Sektorziele für 2030 des Klimaschutzplans 2050 der Bundesregierung, S. 136. 
30 BMWi Gesamtausgabe der Energiedaten – Datensammlung des BMWi (Stand 22.06.2020). 
31 Für die Lebensdauer der Maßnahme wurden 30 Jahre angesetzt. 
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• Es werden drei Varianten für die Verteilung der Kosten zwischen Vermietenden und Mietenden 
betrachtet:  

1. Die erste Variante stellt den Status Quo dar, nach dem die Energiekosten vollständig 
durch die Mietenden getragen werden, während die Kosten für die Sanierung über die 
Modernisierungsumlage anteilig auf die Mietenden umgelegt werden können.  

2. In der zweiten Variante wird das Prozentmodell mit einer 50/50-Aufteilung in Kombina-
tion mit der aktuellen Modernisierungsumlage (8%) dargestellt.  

3. Die dritte Variante stellt eine Kombination aus einer auf 4% abgesenkten Modernisie-
rungsumlage sowie des Prozentmodells mit einer 50/50 Aufteilung dar.  

• Es wird jeweils eine Variante mit Förderung und eine Variante ohne Förderung betrachtet. Für 
die Förderung werden die derzeitigen Fördersätze der BEG für Sanierungen auf KfW-70 Niveau 
von 35% betrachtet.32 

• Bei der Modernisierungsumlage wird eine vollständige Ausschöpfung der Umlagefähigkeit von 
8% der umlagefähigen Kosten angenommen. 

Der Vergleich der jährlichen Einnahmen/Einsparungen und Ausgaben zeigt folgendes: 

In der beispielhaften Berechnung ergibt sich bei einer vollständigen Ausschöpfung der Umlage-
möglichkeiten der Modernisierungsumlage von 8% für Vermietende ein deutlich positives Ergebnis, 
während für Mietende deutliche Netto-Belastungen entstehen. Bei Einführung eines Teilwarmmie-
tenmodells (hier Prozentmodell) unter Beibehalt der Modernisierungsumlage wird dieser Effekt wei-
ter verstärkt. Dies liegt darin begründet, dass die Einsparungen bei den Wärmekosten im Vergleich 
zum Status Quo nur hälftig den Mietenden zu Gute kommen. Bei gleichzeitiger Absenkung der 
Modernisierungsumlage auf 4% verringert sich die Belastung für Mietende, allerdings verringert 
sich auch der Anreiz für Vermietende im Vergleich zum Status Quo. Bei Inanspruchnahme von 
vorhandenen Fördermitteln für die energetische Sanierung werden die positiven und negativen 
Auswirkungen deutlich abgefedert. 

Aus klimapolitischer Sicht lässt sich an Abbildung 3-2 lässt erkennen, dass der erzielbare finanzi-
elle Vorteil – also der Investitionsanreiz – auf Vermietungsseite bei der Modernisierungsumlage 
grundsätzlich erheblich größer ist als bei den Teilwarmmietenmodellen, wenn die Modernisierungs-
umlage voll ausgeschöpft wird.  

Es erscheint daher von den klimapolitischen Wirkungen her nicht zielführend, die Modernisierungs-
umlage bei Umstellung auf ein Wärmekostenteilungssystem ersatzlos entfallen zu lassen – wobei 
zu betonen ist, dass bessere und ggf. auch sozial verträglichere Instrumente mit spezifischem An-
reiz zur Aufnahme energetischer Investitionen durchaus denkbar sind.33 Die Teilwarmmietenmo-
delle sind als solche jedenfalls durchaus anschlussfähig. Sie könnten ohne Weiteres auch neben 
die (u.U. auch modifizierte/verringerte) Modernisierungsumlage gestellt werden, ggf. auch verbun-
den mit einem verbesserten staatlichen Förderengagement. Dabei ist aus Sicht der sozialen Aus-
wirkungen zu beachten, dass durch die Teilung der Wärmekosten auch die bei einer Sanierung 

 
32 Siehe die Bestimmungen der Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente Gebäude – Wohngebäude (BEG 
WG) vom 17. Dezember 2020; BAnz AT 01.02.2021 B1. 
33 Die Diskussion über Instrumentenalternativen kann vorliegend nicht vertieft werden. Siehe dazu u.a. Henger 
et.al. (IW/Öko-Institut/ISE) Wer zahlt für den Klimaschutz im Gebäudesektor? Reformoptionen der Modernisie-
rungsumlage. Analyse im Ariadne-Projekt (2021); Mellwig/Pehnt (ifeu), Sozialer Klimaschutz in Mietwohnungen. 
Kurzgutachten zur sozialen und klimagerechten Aufteilung der Kosten bei energetischer Modernisierung im Woh-
nungsbestand (2019); ferner Henger/Krotova (IW), Auflösung des Klimaschutz-Wohnkosten-Dilemmas, Gutachten 
im Auftrag der Deutsche Wohnen SE (2020). Zum Ganzen auch Agora, Wie passen Mieterschutz und Klimaschutz 
unter einen Hut? (2020). 
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erzielten Einsparungen geteilt werden und somit weniger Einsparungen bei Mietenden erzielt wer-
den. Diesem Sachverhalt ist bei der Umgestaltung der Modernisierungsumlage Rechnung zu tra-
gen, damit die Umstellung nicht zu zusätzlichen Belastungen bei Mietenden führt. 

Soweit es demgegenüber nicht darum geht, einen spezifischen Anreiz für (ggf. tiefe) energetische 
Sanierungen durch ein Refinanzierungsinstrument zu schaffen, erscheint es bei qualitativer Be-
trachtung plausibel, für ein Teilwarmmietenmodell anzunehmen, dass beide Mietparteien einen fi-
nanziellen Anreiz erhalten, ihr Verhalten möglichst darauf zu richten, die Energiekosten und damit 
auch die verbrauchte Energiemenge möglichst gering zu halten. In diesem Punkt hebt sich das 
System positiv ab von der bisherigen Regelungssystematik des Heizkostenrechts, welches nur auf 
der Mietendenseite verbrauchssenkende Anreize setzt. Das ist sein entscheidender Vorteil.  

Dieser Vorteil kann sich auf der Vermietendenseite bei anstehenden „großen“ Investitionsentschei-
dungen unterstützend auswirken, wenn es daneben ein wirkungskräftiges Refinanzierungsinstru-
ment für die Investitionen gibt. Im Übrigen kann der Ansatz im Umgang mit dem Gebäude und 
seiner Technik „im Kleinen“ vorteilhaft sein. Vermietende können in diesem Sinne etwa einen An-
reiz erhalten, regelmäßig für Heizungswartung zu sorgen oder einen hydraulischen Abgleich der 
Heizanlagen vornehmen zu lassen (was viel Energie sparen kann).  

Auf der Mietendenseite bleibt ein Anreiz zum Energieeinsparen erhalten. Dieser wird jedoch in dem 
Umfang abgeschwächt, in dem die laufenden Wärmekosten dann nicht mehr von den Mietenden 
zu tragen sind. Dieser Nachteil relativiert sich wiederum zum einen deshalb, weil der Kostendruck 
mit ansteigendem CO2-Preis wieder ansteigt, zum anderen – so speziell beim Referenztempera-
turmodell – dadurch, dass den Mietenden eine Möglichkeit vor Augen geführt wird, ihren Ver-
brauchskostenanteil „auf null“ zu senken, indem sie sich mit einer Raumtemperatur begnügen, bei 
der sie nichts dazu zahlen müssen.  

Dieser Anreiz kann allerdings in besonders gelagerten Einzelfällen auch ungünstige Nebeneffekte 
hervorrufen. So kann es etwa passieren, dass (zu) niedrige Raumtemperaturen unter bauphysika-
lisch ungünstigen Umständen (z.B. hohe Anteile von Außenwandflächen, Möbel an Außenwänden) 
zur Schimmelbildung führen. Auch können innerhalb eines Gebäudes bestehende „Ungerechtig-
keiten“ in der Heizkostenbelastung noch verstärkt werden. Gemeint ist das Phänomen „unten heizt 
für oben, unten zahlt für oben“ bzw. „außen heizt für innen, außen zahlt für innen“: In wärmetech-
nisch gut umbauten Wohnungen mit wenig Außenwandflächen kann eine gewünschte Raumtem-
peratur relativ leicht erreicht und gehalten werden, in unten oder außen gelegenen Wohnungen ist 
das nicht möglich. Wenn in den günstig gelegenen Innenwohnungen gar nicht mehr geheizt wird, 
muss in den außen gelegenen Wohnungen umso mehr geheizt werden. Diesem Umstand wird im 
bisherigen Heizkostenrecht dadurch Rechnung getragen, dass nur 50 bis 70 % der Heizkosten 
nach individuellem Verbrauch abgerechnet werden. Im Prozentmodell und bei den IWU-Modellen 
bliebe diese Relativierung grundsätzlich erhalten, beim Referenztemperaturmodell würde sich das 
Problem demgegenüber verschärfen. Andere Unzulänglichkeiten können sich generell aus Prob-
lemen bei den Berechnungsmethoden ergeben (z.B., wenn Sonnenwärme von außen von den 
Messgeräten als Kosten verursachender Heizwärmeverbrauch interpretiert wird).  
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4. Rechtlicher Rahmen und Umsetzung 

4.1. EU-Recht 

Das EU-Recht spielt für die Umstellung insoweit eine Rolle, als in den Vorschriften der Energieef-
fizienz-Richtlinie34 (EED35) geregelt ist, dass die Mitgliedstaaten, soweit nicht bestimmte Ausnah-
mevoraussetzungen bestehen, dafür Sorge zu tragen haben, dass der Wärmeverbrauch für Hei-
zung und Warmwasser in zentralversorgten Wohngebäuden für jede einzelne Wohneinheit indivi-
duell durch Messeinrichtungen erfasst wird (vgl. Art. 9b Abs. 1 und 2 EED) und für die Verteilung 
der Kosten „transparente, öffentlich zugängliche nationale Regeln gelten, damit die Transparenz 
und die Genauigkeit der Abrechnung des individuellen Verbrauchs gewährleistet ist“, wobei solche 
Regeln „gegebenenfalls auch Leitlinien für die Art und Weise der Zurechnung der Kosten“ enthalten 
(Art. 9b Abs. 3 EED). Die Mitgliedstaaten haben daran anknüpfend sicherzustellen, dass Abrech-
nungs- und Verbrauchsinformationen bei allen Endnutzern zuverlässig und präzise sein und auf 
dem tatsächlichen Verbrauch oder den Ablesewerten von Heizkostenverteilern beruhen (siehe 
Art. 10a EED) – woraus zu schließen ist, dass eine von individuellen Verbräuchen unabhängige 
generelle Anlastung der gesamten Wärmekosten auf der Seite der Vermietenden unzulässig ist.36  

Ein „reines“ Warmmietenmodell lässt sich folglich EU-rechtskonform nicht verwirklichen – es sei 
denn Deutschland könnte nach Maßgabe von Art. 9b Abs. 1 Unterabs. 2 EED nachweisen, dass 
es kosteneffizient nicht möglich ist, den Wärmeenergieverbrauch individuell je Nutzeinheit oder für 
jeden Heizkörper zu messen.37 Letzteres kann jedoch ausgeschlossen werden, da die Verbrauchs-
mengen in Deutschland schon seit langem mit sog. Heizkostenverteilern an den einzelnen Heiz-
körpern gemessen werden.  

Aus Art. 9b Abs. 3 EED lässt sich jedoch nicht schließen, dass es eine Pflicht gäbe, die Kosten der 
Energieversorgung „eins zu eins“ nach den gemessenen Energieverbräuchen abzurechnen.38 Die 
Aufforderung der Vorschrift, die Art und Weise der Zurechnung der Kosten zu regeln, lässt sich 
dahin verstehen, dass sie den Mitgliedstaat einen Gestaltungsspielraum gibt, insoweit eigenstän-
dige Regelungen zu treffen, sofern dabei sichergestellt ist, dass die Abrechnung auf Grundlage 
und unter Berücksichtigung der ermittelten Verbräuche erfolgt.39 Damit spricht Überwiegendes da-
für, dass die oben dargestellten Kostenteilungsmodelle grundsätzlich möglich sind, sofern der in-
dividuelle Verbrauch einen nicht nur unerheblichen Einfluss auf die abgerechneten Kosten hat. 

4.2. Verfassungsrecht: Gesetzgebungskompetenz 

Auf der Ebene der Gesetzgebungskompetenz gibt es für die hier erörterten Modelle keine Prob-
leme. Das Wohnungsmietrecht ist nach gegenwärtigem Recht Teil des Bürgerlichen Rechts, für 
welches dem Bund gemäß Art. 70 Abs. 2 i.V.m. dem Kompetenztitel des Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG 
die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zusteht.  

 
34 Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, 
zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 
2006/32/EG (ABl. L 315 vom 14.11.2012, S. 1), zuletzt geändert durch Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und 
zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 125). 
35 Abgeleitet von dem englischen Kurztitel „Energy Efficiency Directive“. 
36 Becker Büttner Held (BBH, 2020): Vereinbarkeit des „Referenztemperatur-Modells“ mit den Vorgaben der Ener-
gieeffizienzrichtlinie (EED), Gutachten im Auftrag von Agora Energiewende, S. 9. 
37 Entsprechende Ausnahmen sieht aktuell § 11 HeizkostenV vor. 
38 Überzeugend BBH (2020), Vereinbarkeit des „Referenztemperatur-Modells“ mit den Vorgaben der EED, S. 9. 
39 BBH, Vereinbarkeit des „Referenztemperatur-Modells“ mit den Vorgaben der EED, S. 10. 
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4.3. Verfassungsrecht: Grundrechte 

4.3.1. Grundlagen der Prüfung 

Aus verfassungsrechtlicher Sicht stellt sich die Frage, ob die von der jeweiligen Regelung ausge-
henden Belastungswirkungen mit den Grundrechten der Mietvertragsparteien zu vereinbaren sind. 
Insoweit kommt es im Kern bei allen einschlägigen Grundrechten auf die Verhältnismäßigkeit an. 
Auf der Vermietendenseite geht es um Art. 14 Abs. 1 GG (Eigentumsgarantie) und Art. 12 Abs. 1 
GG (Berufsfreiheit), im Übrigen für beide Seiten um die aus Art. 2 Abs. 1 GG (allgemeine Hand-
lungsfreiheit) abgeleitete Vertragsfreiheit sowie auf der Seite der Mietenden das aus Art. 2 Abs. 1 
GG abgeleitete Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung,40 da sie gegenüber den Ver-
mietenden u.U. sensible Daten preisgeben müssten. Außerdem muss bei etwaigen Differenzierun-
gen der allgemeine Gleichheitsgrundsatz beachtet werden (Art. 3 Abs. 1 GG).  

Um die Verhältnismäßigkeit im Einzelnen beurteilen zu können, bedarf es einer genauen Betrach-
tung, welche Arten der Beeinträchtigungswirkung entstehen (können). Insoweit kann zum einen an 
eine finanzielle Belastung der Vermietenden durch die (teilweise) Verlagerung der Wärmekosten 
gedacht werden. Eine Belastungswirkung kann darüber hinaus je nach Konzeptvariante durch et-
waigen Aufwand für die Installation von technischen Messeinrichtungen sowie durch den Berech-
nungs- und Dokumentationsaufwand entstehen. Auf der Seite der Mietenden entstehen zum einen 
Belastungswirkungen, soweit solche Aufwände ihnen kostenmäßig angelastet werden sollten, im 
Übrigen dadurch, dass sie ggf. den Einbau von Messeinrichtungen o.ä. und die Auswertung indivi-
dueller Daten zum Nutzungsverhalten der Wohnung durch die Vermietenden dulden müssen. Die 
durch die Neuregelungen erforderlich werdenden Bindungen zur Ausgestaltung und ggf. Anpas-
sung der Mietverträge stellen auf beiden Seiten eine Grundrechtsbeeinträchtigung dar.  

In der Verhältnismäßigkeitsprüfung wird gefragt, ob es ausreichende legitime Beweggründe gibt, 
um die konkrete Beeinträchtigungswirkung als akzeptabel werten zu können. Dafür muss die Maß-
nahme geeignet, erforderlich und angemessen sein.41 Nachfolgend soll auf die Grundrechtsprü-
fung zusammenführend einerseits für die berührten Freiheitsgrundrechte (Art. 2, 12, 14 GG) und 
andererseits für den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 GG) durchgeführt werden, da sich bei den Frei-
heitsgrundrechten keine relevanten Unterschiede in der Verhältnismäßigkeitsbewertung ergeben. 
Demgegenüber erfordert die Gleichheitsprüfung eine spezielle Sichtweise. Innerhalb der Betrach-
tungen wird zwischen den verschiedenen Modellvarianten nur dort differenziert, wo es relevante 
Unterschiede gibt, so dass ggf. vergleichende Aussagen möglich sind.  

4.3.2. Freiheitsgrundrechte (Art. 2 Abs. 1, 12 Abs. 1, 14 Abs. 1 GG) 

Legitime Belastungszwecke 

Grundlage der Verhältnismäßigkeitsprüfung ist das Erfordernis legitimer gesetzlicher Zwecke.42 Mit 
der Umstellung auf ein Teilwarmmietenmodellwerden zugleich Ziele des Klimaschutzes (eine An-
reizwirkung des CO2-Preises im Mietwohnbereich sicherzustellen) und soziale Ziele (gerechte Las-
tenverteilung) verfolgt. Sie dient der Verwirklichung des Verursacherprinzips und soll das Investor-
Nutzer-Dilemma zumindest stark abschwächen (siehe oben, 2.1). In diesen Zielen unterscheiden 

 
40 Eingehend Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 2 Rn. 37, 42 ff. m.w.N. 
41 Zusammenfassend BVerfGE 67, S. 157, 173 ff. Zum Ganzen differenzierend Jarass, in: Jarass/ Pieroth, GG, Art. 
20 Rn. 116 ff. m.w.N. 
42 BVerfGE 124, 300 (331); BVerfGE 100, 313 (359). 
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sich die verschiedenen Konzeptvarianten nicht. Das Vorliegen von für die Grundrechtseinschrän-
kungen potenziell ausreichend rechtfertigenden gesetzlichen Intentionen kann somit grundsätzlich 
für alle Modellvarianten angenommen werden.  

Für die weitere Beurteilung nach den einzelnen Verhältnismäßigkeitskriterien ist darauf zu achten, 
dass es darin nicht (schlicht) um eine allgemeine Gegenüberstellung von einerseits „dem Klima-
schutz“ und andererseits „den wirtschaftlichen Verwertungsinteressen“ (o.ä.) geht, sondern um 
eine Abwägung auf Grundlage der spezifischen Regelungsziele, die in den jeweils angestrebten 
konkreten Wirkungen ihren Ausdruck finden. Das im Hintergrund stehende Motiv des Klimaschut-
zes verleiht dabei den konkreten Regelungszwecken allerdings ein besonderes Gewicht.  

Geeignetheit  

Geeignet ist die Maßnahme, wenn mit ihrer Hilfe der gewünschte Erfolg gefördert werden kann.43 
Es darf also nicht völlig ausgeschlossen erscheinen, dass sie zur Erreichung des verfolgten Zieles 
einen Beitrag leisten kann. Der Gesetzgeber hat hier einen weiten Einschätzungsspielraum, da er 
eine Prognose treffen muss. Vor diesem Hintergrund können alle vorgestellten Teilwarmmieten-
modelle grundsätzlich auch als geeignet angesehen werden, auch wenn sich – wie oben gezeigt 
(siehe Kap. 3) – nicht in jeder Hinsicht gut wirksame Anreizeffekte oder auch Fehlwirkungen ein-
stellen können.  

Erforderlichkeit 

Die Erforderlichkeit ist zu bejahen, wenn kein anderes Mittel vergleichbarer Wirkung und Wirksam-
keit ersichtlich ist, welches das jeweilige Grundrecht weniger stark beeinträchtigt.44 Zu beachten 
ist, dass das verglichene mildere Mittel in seiner Effektivität nicht zurückstehen darf.  

Die Prüfung der Erforderlichkeit führt in eine vergleichende Betrachtung der verschiedenen Modell-
varianten hinein. Auf Basis der hier nur vorliegenden relativ groben Angaben zur konkreten Aus-
gestaltung lassen sich dies jedoch nur begrenzt Vergleiche ziehen. Die Beeinträchtigungswirkung 
gegenüber den Vermietenden (deren Belastung im Mittelpunkt steht) ist grundsätzlich umso grö-
ßer, je größer der von ihnen zu tragende Wärmekostenanteil ist. Dessen Festlegung ist jedoch 
quantitativer Art und kann durch den Gesetzgeber ggf. in allen Modellen politisch austariert werden. 
Darin unterscheiden sich die verschiedenen Modellansätze nicht. Qualitativ – von der Modellstruk-
tur her – muss, solange die Modelle nicht im Detail „ausbuchstabiert“ sind, davon ausgegangen 
werden, dass alle Modelle zielgerecht ausgestaltet werden können, so dass keine der Varianten in 
Bezug auf die Freiheitsgrundrechte von vornherein an der Erforderlichkeit scheitert.  

Eine andere Frage ist, ob sich wesentliche Bewertungsunterschiede zwischen den verschiedenen 
Modellansätzen im Hinblick auf die Erforderlichkeit deshalb ergeben, weil sich deren Belastungs-
wirkungen als unterschiedlich tiefgehend darstellen:  

• Aus diesem Blickwinkel erscheint zunächst das Referenztemperaturmodell besonders problem-
behaftet, denn mit diesem ist ein ungleich größerer technischer und in der Folge auch finanzieller 
Umsetzungsaufwand verbunden als mit allen anderen Modellen, da sämtliche Wohnungen 
raumweise mit geeigneter technischer Mess- und Auswertungsinfrastruktur ausgestattet werden 
müssten. Hinzu kommt hier mit bedeutendem zusätzlichem Gewicht, dass die Vermietenden auf 
Basis der erfassten Daten wohnungsindividuelle Nutzungsprofile erstellen könnten, worin eine 
spezielle Beeinträchtigung des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung liegt.  

 
43 BVerfGE 134, 204 Rn. 79; BVerfGE 126, 112 (144). 
44 BVerfGE 126, 112 (144 f.); BVerfGE 135, 90, Rn. 74. 
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• Demgegenüber fällt auf, dass speziell das Prozentmodell wesentlich weniger tief in die Vertrags-
freiheit eingreift als anderen Modelle, weil es mit einem deutlich geringeren Umstellungsaufwand 
auskommt. Auch ergibt sich hier keine über das bisherige Heizkostenrecht hinausgehende 
Pflicht zur Preisgabe von persönlichen Daten zur Wohnungsnutzung, die ggf. im Hinblick auf das 
Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung problematisch sein könnte. 

• Bei den verschiedenen Optionen für die gesetzten Maßstäbe bei der Teilwarmmiete sind die aus 
dem Umsetzungsaufwand resultierenden Belastungen unterschiedlich groß. Die Option „be-
darfsbezogener Energieausweis“ führt zu einem relativ großen Aufwand, da die meisten Be-
standsgebäude bisher nur über verbrauchsbezogene Ausweise verfügen. Die Option „empiri-
sche Verbrauchsdaten“ operiert demgegenüber mit vorhandenen Daten, und die Option „typisie-
rende Gebäudeklassen“ erfordert nur eine simple Zuordnung. 

Auf diese Umstände wird sogleich unter dem Angemessenheitsaspekt noch einzugehen sein. Aus 
dem Blickwinkel der Erforderlichkeit führen sie im Zwischenergebnis zu folgenden Erkenntnissen:  

• Speziell gegen das Referenztemperaturmodell besteht eine Art Vorbehalt dergestalt, dass sich 
dieses nur als tragfähig erweisen kann, wenn das Modell entweder wesentlich bessere Anreiz-
wirkungen entfalten sollte oder wenn die alternativen Varianten aus anderen Gründen nicht in 
Betracht kommen.  

Der wesentlich geringere und weniger tief grundrechtsbelastende Aufwand des Prozentmodells 
spricht im Vergleich unter den Modellen mit einigem Gewicht für dieses Modell, sofern nicht ent-
weder von der Wirkungsweise her durchgreifende Vorteile bei einem anderen Modell (oder allen 
anderen) liegen sollten oder sich das Modell selbst aus anderen Gründen durchschlagend als 
nachteilig erweisen sollte. Das ist jedoch nicht ersichtlich.  

Angemessenheit 

Bei der Prüfung der auch als Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne bezeichneten Angemessenheit 
wird gefragt, ob der erreichbare Nutzen noch in einem angemessenen bzw. zumutbaren Verhältnis 
zur konkreten Beeinträchtigungswirkung steht. Hier findet daher eine Abwägung statt, in der die 
Zweck-Mittel-Relation wertend betrachtet wird.45  

Allgemein ist davon auszugehen, dass Instrumente mit starken Effekten im Sinne der jeweiligen 
Zielsetzung – hier insbesondere Anreizwirkungen – ggf. relativ weitgehende Belastungswirkungen 
rechtfertigen können. Umgekehrt kommt der jeweiligen Belastung in der Abwägung ein tendenziell 
größeres Gewicht zu, wenn die erreichbaren Anreizwirkungen eher schwach ausgeprägt sind. 

Bedeutsam ist zunächst die finanzielle (wirtschaftliche) Belastungswirkung: Unabhängig davon, um 
welches der Kostenteilungsmodelle es geht, ergibt sich für beide Seiten des Mietverhältnisses eine 
finanzielle Belastung, sofern und soweit sie effektiv zusätzliche Kosten tragen müssen, die von 
ihnen bisher nicht getragen werden mussten. Zu beachten ist insoweit, dass die Teilwarmmieten-
modelle nicht auf eine Verschiebung der effektiven Kostenlasten zwischen Vermietenden und Mie-
tenden zielen, sondern für den Umstellungszeitpunkt als belastungsneutral konzipiert werden, so 
dass die (Gesamt-) Belastungen auf beiden Seiten gleich hoch liegen wie zuvor. Soweit bei An-
wendung der jeweiligen Modelle auf den Einzelfall kleinere oder größere Verschiebungen der va-
riablen Verbrauchskosten in die Grundheizkosten entstehen sollten – was denkbar ist – kann dar-
aus gleichwohl im Umstellungszeitpunkt keine problematische „Unwucht“ resultieren, da die zu 
verteilenden gesamten Verbrauchskosten die gleichen bleiben. Es ergeben sich vielmehr nur Ver-
schiebungen innerhalb der insgesamt aufzuteilenden Verbrauchskosten zwischen fixen und vari-

 
45 BVerfGE 115, 205 (234); BVerfGE 126, 112 (152). 
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ablen Anteilspositionen. Deshalb können aus der Umstellung im Ergebnis keine grundrechtserheb-
lichen finanziellen Zusatzbelastungen für die eine oder für die andere Seite des Mietverhältnisses 
entstehen. 

Eine zweite unter Angemessenheitsgesichtspunkten zu erörternde Belastungswirkung liegt in dem 
mit der Umstellung verbundenen Eingriff in die Vertragsfreiheit. Die Formel „Eingriff in die Vertrags-
freiheit“ hat einen harten Klang, doch liegt in diesem Eingriff als solchem keine schwerwiegende 
Grundrechtsbeeinträchtigung – jedenfalls nicht in dem hier betrachteten Rechtsbereich. Denn 
schon das bisherige Recht greift hier mit sehr engen Bindungen in die Vertragsfreiheit ein, indem 
es – konträr zu den hier betrachteten Modellansätzen – nach näherer Maßgabe der Heizkosten-
verordnung dazu zwingt, die Wärmekosten auf bestimmte Weise zu ermitteln und umzulegen. Mit 
einer Umstellung dieses Systems auf ein Teilwarmmietenmodell l würde in dieser Hinsicht nicht 
erstmals beschränkend in die Vertragsfreiheit eingegriffen, sondern nur anders. Von besonderer 
Intensität ist dieser Eingriff als solcher ebenfalls nicht. Die dargestellten Gründe dürften daher für 
den Eingriff in die Vertragsfreiheit grundsätzlich eine ausreichende Rechtfertigung bieten.  

Ein spezifisches Problem liegt hier allerdings darin, dass in bestehende Verträge eingegriffen wird. 
Diese müssen, sofern das Modell die angestrebten Wirkungen allgemein entfalten soll, angepasst 
werden, gegebenenfalls in bestimmten Übergangszeiträumen. Aus grundrechtsdogmatischer Sicht 
liegt hierin eine sog. unechte46 Rückwirkung der gesetzlichen Vorschrift, da diese in bestehende 
Rechte eingreift. Das in die Prüfung der einschlägigen Grundrechte insoweit hineinwirkende 
Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) gestattet solche unechten Rückwirkungen, wenn sich der 
Gesetzgeber hierfür auf vernünftige Gründe des Allgemeinwohls stützen kann.47 An dem Vorliegen 
solcher Gründe kann hier kein ernstlicher Zweifel bestehen. Von daher erwächst auch hieraus kein 
unüberwindbares Hindernis, sofern der Gesetzgeber den Beteiligten angemessene (wohl mehrjäh-
rige) Übergangsfristen für die Anpassung belässt. 

Im Hinblick auf die Angemessenheit des Eingriffs in die Vertragsfreiheit kommt es allerdings nicht 
nur auf das „Ob“ des Eingriffs und dessen ggf. rückwirkenden Charakter an. Eine durchaus beacht-
liche Grundrechtsbelastung kann sich auch aus dem „Wie“ des Eingriffs ergeben – hier konkret 
daraus, mit welchen praktischen Nachteilen und Kosten die Umstellung bei den Vermietenden und 
ggf. auch bei den Mietenden verbunden ist. In dieser Hinsicht sind die Belastungswirkungen bei 
den einzelnen Modellen teils verschiedener Art und unterschiedlich groß: Sowohl das Referenz-
temperaturmodell als auch die verschiedenen Ausgestaltungsoptionen der Teilwarmmiete erfor-
dern eine konzeptionelle Anpassung sämtlicher (!) Wohnungsmietverträge.48 Darin liegt eine nicht 
unerhebliche zusätzliche Belastung der Vertragsfreiheit. Für sich genommen dürfte sie aber inso-
fern nicht als unangemessen zu bewerten sein, denn Vertragsänderungen sind im Rechtsalltag 
nichts Außergewöhnliches. Hinzuweisen ist dabei darauf, dass der Gesetzgeber bei allen Varian-
ten die Möglichkeit hat und ggf. auch nutzen sollte, den Umfang und die Art und Weise der Erhe-
bung eines zusätzlichen Mietbetrages gesetzlich vorzugeben und dadurch sicherzustellen, dass 
einerseits die Vermietenden einen angemessenen Ausgleich erhalten und andererseits übermä-
ßige Zusatzforderungen vermieden werden (siehe oben, 2.2.2). 

Speziell beim Referenztemperaturmodell kommt ein größeres Problem hinzu: Für dessen Umset-
zung ist für sämtliche einzelnen Räume aller Mietwohnungen die Installation von Temperaturmess-
geräten und eine Ausstattung mit geeigneter (wohl digitaler) Datenverarbeitungstechnik notwendig. 
Für jede einzelne Wohnung muss unter Berücksichtigung der konkreten räumlichen Verhältnisse 

 
46 Eingehend zur begrifflichen Differenzierung Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 20 Rn. 96, 98 m.w.N. 
47 BVerfGE 103, 392 (403); BVerfGE 132, 302 (318). 
48 Das sehen auch Knissel et.al. (IWU): Mietrechtliche Möglichkeiten zur Umsetzung von Energiesparmaßnahmen 
im Gebäudebestand (2001), S. 52 f. 
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(Raummaße, Nutzungsweise, bauphysikalische Merkmale usw.) durch fachlich qualifizierte Perso-
nen ermittelt werden, welche Messdaten mit welchem Gewicht in die Wärmebewertung der Woh-
nung eingehen. Dafür braucht es geeignete Hard- und Software. Aus diesen Erfordernissen erge-
ben sich Aufwendungen für die Planung und die Durchführung der Änderungen, und die Mietenden 
müssen die Arbeiten in ihren Wohnungen dulden. Es entsteht auf der finanziellen Ebene eine spe-
zielle Kostenlast, die in der Regel je Wohnung im drei- bis vierstelligen Bereich liegen dürfte und 
deren Verteilung zwischen beiden Seiten des Mietvertrags festgelegt werden muss und – je nach 
Aufteilung – auf beiden oder auf einer der Seiten zu finanziellen Mehrbelastungen führen kann. 
Dementsprechend ergibt sich sowohl bei den Vermietenden als auch bei den Mietenden eine spe-
zifische Grundrechtsbeeinträchtigung, die so bei den anderen Modellvarianten nicht besteht. Ver-
bunden damit ist zudem auch – wie oben angesprochen – ein weitreichender mittelbarer Eingriff in 
das Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung seitens der Mietenden, auf Grundlage de-
ren Daten von den Vermietenden Nutzungsprofile erstellt werden können (siehe bereits in diesem 
Abschnitt zur Erforderlichkeit). Ob diese im Vergleich zu den anderen Gestaltungsoptionen we-
sentlich tiefergehenden Grundrechtsengriffe mit Blick auf den Zweck der Anreizregelungen als 
noch angemessen angesehen werden kann, ist zumindest sehr unsicher, zumal andere Optionen 
zur Verfügung stehen, die ohne diese weiterreichenden Grundrechtseingriffe auskommen. 

Die Option „bedarfsbezogener Energieausweis“ zum Modell Teilwarmmiete erfordert zwar auf der 
Vermietendenseite zwar ebenfalls einen recht großen Umsetzungsaufwand, da jedes einzelne Ge-
bäude einen bedarfsbezogenen Energieausweis erhalten muss. Da der bedarfsbezogene Ausweis 
jedoch eine erheblich bessere Grundlage zur energetischen Klassifizierung der Gebäude schaffen 
würde, die ihrerseits die Basis für eine Anknüpfung anderer Klimaschutzinstrumente liefern würde, 
kann darin keine unzumutbare Mehrbelastung gesehen werden. 

4.3.3. Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG) 

Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG) verbietet es, ohne hinreichende Rechtfer-
tigung wesentlich Gleiches ungleich oder wesentlich Ungleiches gleich zu behandeln. Differenzie-
rungen bedürfen stets einer Rechtfertigung durch Sachgründe, die dem Differenzierungsziel und 
dem Ausmaß der Ungleichbehandlung angemessen sind.49 Sofern mit der Differenzierung Belas-
tungen von Grundrechten einhergehen, fragt das BVerfG danach, ob sich der jeweils verfolgte 
Differenzierungszweck im Lichte der Ungleich- bzw. Gleichbehandlungswirkungen als verhältnis-
mäßig erweist.50 Dabei geht es darum, ob die jeweiligen Rechtfertigungsgründe für die Differen-
zierung „in angemessenem Verhältnis zu dem Grad der Ungleichbehandlung“51 stehen (nicht – wie 
bei den Freiheitsgrundrechten – zum Ausmaß der Freiheitsbeeinträchtigung). Die Ungleichbehand-
lung muss demnach zunächst geeignet sein, das mit der Differenzierung verfolgte Ziel zu erreichen. 
Für die Erforderlichkeit wird danach gefragt, ob keine weniger belastende Differenzierung zur Ver-
fügung steht. Im Rahmen der Angemessenheit wird geprüft, ob für die Ungleichbehandlung ein 
sachlich vertretbarer Grund von hinreichendem Gewicht vorliegt.52 

Bei mit Belastungen einhergehenden Unterschiedsbehandlungen fordert das BVerfG vom Gesetz-
geber darüber hinaus im Speziellen die Einhaltung des Gebots der Folgerichtigkeit. Darunter ist zu 
verstehen, dass der Gesetzgeber darauf achten muss, differenzierende Regelungen konsequent 
an den jeweils verfolgten Zielen auszurichten. Soweit Ausnahmen vorgesehen werden, müssen 

 
49 BVerfGE 130, 240, Rn. 40. 
50 Grundlegend BVerfGE 55, 72 (88). 
51 So BVerfGE 102, 68 (87). 
52 Zusammenfassend Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 3 Rn. 21 ff. m.w.N. 
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diese durch eine spezifische Rechtfertigung getragen sein und in der getroffenen Regelung einen 
widerspruchsfreien Ausdruck finden.53  

Von großer Bedeutung ist bei der Beurteilung im Hinblick auf den Gleichheitsgrundsatz außerdem 
die spezielle Frage, ob und ggf. inwieweit generalisiert, typisiert oder pauschaliert werden darf, wie 
es zum Beispiel bei der Festlegung von Schwellenwerten oder Fallgruppeneinteilung notwendig 
ist. Das ist dem Gesetzgeber grundsätzlich gestattet, auch wenn daraus in Einzelfällen Härten 
entstehen sollten. Eine gesetzliche Generalisierung, Typisierung oder Pauschalierung darf aller-
dings „keinen atypischen Fall als Leitbild wählen, sondern muss realitätsgerecht den typischen Fall 
als Maßstab zugrunde legen“.54  

Folgerichtigkeitsgebot und Typisierungen stehen insoweit in engem Zusammenhang zueinander, 
als es in beiderlei Hinsicht auch immer um die ausreichende Bestimmtheit der gesetzlichen Vorga-
ben geht. Das auf dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) fußende Bestimmtheitsgebot ver-
langt nach der Rechtsprechung des BVerfG zwar nicht, den jeweiligen gesetzlichen Tatbestand 
stets mit genau erfassbaren Maßstäben zu umschreiben. Es gebietet ihm jedoch, „seine Vorschrif-
ten so bestimmt zu fassen, wie dies nach der Eigenart der zu ordnenden Lebenssachverhalte mit 
Rücksicht auf den Normzweck möglich ist“.55 

Legitime Differenzierungszwecke 

Die Teilwarmmietenmodelle verfolgen im Grundsatz übereinstimmend das Ziel, die Wärmekosten 
wirkungsgerecht so aufzuteilen, dass auf beiden Seiten des Mietverhältnisses ein Anreiz zum Ein-
sparen von Energie entsteht – einerseits für Verbesserungen der energetischen Gebäudequalität, 
andererseits für eine möglichst sparsame individuelle Energieverwendung. Dieses Differenzie-
rungsziel ist im Lichte der hinter ihm stehenden Klimaschutzpolitik legitim. 

Diesem Ziel folgend, liegen die mit den verschiedenen Modelloptionen einhergehenden Differen-
zierungen konkret darin, dass sie einerseits den Vermietenden und andererseits den Mietenden 
bestimmte Kostenlasten zuweisen, ggf. außerdem (über die angestrebten Anreizwirkungen hinaus) 
bestimmte Verhaltensänderungen fordern (z.B. Technik zu installieren, die Mietverträge anzupas-
sen). Als grundsätzlich zielführend können die Differenzierungen betrachtet werden, wenn sie die 
angestrebten Anreizwirkungen tatsächlich entfalten (können). Für die Differenzierung bedarf es 
bestimmter Maßstäbe und Methoden. In dieser Hinsicht verfolgen die Modellvarianten unterschied-
liche Wege, die hier unter Gleichheitsgesichtspunkten zu betrachten sind.  

Geeignetheit der Differenzierungen 

Hinsichtlich der Geeignetheit verfügt der Gesetzgeber auch im Rahmen des Gleichheitsgebots 
grundsätzlich einen großen Gestaltungsspielraum. Das gewählte Ausgestaltungsmodell muss ei-
nen Beitrag zur Erreichung der Differenzierungsziele leisten können. 

Im Hinblick auf diese Anforderungen ist (mit-) entscheidend, ob es gelingt, für die Differenzierung 
Maßstäbe zu finden, die im Lichte der Ziele auf realitätsgerechte Weise typisieren sowie hinrei-
chend bestimmt und folgerichtig sind. Insofern muss daher zwischen den verschiedenen Modell-
varianten unterschieden werden: 

• Das Referenztemperaturmodell differenziert auf Basis der ermittelten (ggf. durchschnittlichen) 
Temperaturen der einzelnen Wohneinheit. Es bestimmt, dass die Vermietenden einen Sockelan-
teil tragen, der sich am Temperaturniveau ausrichtet. Vorausgesetzt, es kann ein Mess- und 

 
53 Grundlegend BVerfGE 121, 317 (374), Rn. 135 m.w.N.; weiterführend BVerfGE 122, 210, Rn. 57 ff. 
54 BVerfGE 122, 210, Rn. 60. 
55 Grundlegend BVerfGE 49, 168 (181); BVerfGE 59, 104 (114). 
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Bewertungsverfahren gefunden werden, welches in der Breite der typischen Anwendungsfälle 
zu realitätsgerechten Ergebnissen kommt, dürfte an der Geeignetheit kein Zweifel bestehen.  

• Für IWU-Ansätze zur Teilwarmmiete gilt das auf der Ebene der Modelltheorie grundsätzlich 
ebenfalls. Bei näherem Hinsehen zeigt sich jedoch, dass die Ansätze insoweit Probleme aufwer-
fen können. Denn grundsätzlich ist an Differenzierungen bzw. Klassifizierungen gedacht, die auf 
das jeweils gesamte Gebäude zugeschnitten sind – nicht wie im Referenztemperaturmodell auf 
die einzelne Wohnung. Lediglich die Option „empirischer Energieverbrauch“ lässt sich ggf. auf 
eine Binnendifferenzierung zwischen den einzelnen Wohnungen einstellen. Ohne eine wohnein-
heitsspezifische Differenzierung kann es jedoch dazu kommen, dass für im Gebäude energe-
tisch günstig gelegene Wohnungen lediglich die Grundheizkosten zu entrichten sind und daher 
gar keine verbrauchsabhängigen Kosten anfallen (so dass der angestrebte Verhaltensanreiz 
ausbleibt), während die Verbrauchskosten in anderen Wohnungen sehr hoch liegen, obwohl die 
Mietenden dafür gar nichts können, sondern gerade bei diesen der Grundheizkostenanteil an 
sich höher liegen müsste (so dass bei ihnen die Verhaltensänderung wenig nützt). Wie groß 
genau dieses Problem sein würde, hängt von der konkreten Ausgestaltung ab und lässt sich hier 
nicht seriös abschätzen. Aber schon die Problemschilderung zeigt, dass die Erfüllung der Ge-
bote der Folgerichtigkeit und der realitätsnahen Typisierung schwierig werden könnte. Das gilt 
erst recht bzw. in besonderem Maße für die Option der Bildung von Gebäudeklassen nach Typ-
merkmalen, da hier nicht einmal eine gebäudebezogene Ausdifferenzierung stattfinden würde.  

• Demgegenüber basiert das Prozentmodell auf bereits existierenden Maßstäben und Datenaus-
wertungen. In ihm wird von vornherein wohnungsspezifisch differenziert. Eignungsprobleme sind 
hier nicht erkennbar. Problematisiert werden könnte aus dem Blickwinkel des Gleichheitsgrund-
satzes, dass die Grundheizkosten auf Basis der Verbrauchsdaten eines vorangegangenen Zeit-
raums ermittelt werden. Sollte es zwischenzeitlich zu einem Wechsel der Mietparteien gekom-
men sein, kann es in Einzelfällen sein, dass die Grundheizkosten wegen des Verbrauchsverhal-
tens der dort zuvor Wohnenden im Verhältnis zu hoch oder zu niedrig angesetzt werden. Daraus 
ergeben sich für die neuen Mietenden dennoch absolut keine Nachteile: Denn soweit sich aus 
dem vorangehenden Referenzzeitraum z.B. ein zu hoher Betrag der Grundheizkosten ergeben 
sollte, sind die variablen Kosten entsprechend niedriger – und umgekehrt. Es kann allenfalls ein 
relativer Nachteil insoweit entstehen, als der Anreizeffekt zur Verhaltensänderung auf der jewei-
ligen Seite des Mietverhältnisses etwas kleiner oder etwas größer wäre. Das ist aber im Rahmen 
des Typisierungs- und Pauschalierungsspielraums hinnehmbar. Im Vergleich mit den anderen 
Modellen stellt dieses Problem im Übrigen keine Besonderheit des Prozentmodelles dar, son-
dern gilt für die übrigen Modellansätze auf Grundlage anderer Berechnungsgrößen im Ergebnis 
ebenso. 

Erforderlichkeit der Differenzierungen 

Auf der Stufe der Erforderlichkeit kommt es bei vorliegender Beeinträchtigung von Freiheitsgrund-
rechten – wie hier – darauf an, welche Differenzierungsmethode zu den geringsten Belastungen 
führt. Ein Vergleich der hier betrachteten Varianten kommt insoweit zu einem eindeutigen Ergebnis:  

Sofern nicht auf der Wirkungsebene eine andere Variante erhebliche Vorteile bringen sollte – was 
auf Basis der hier vorhandenen Erkenntnisse nicht ersichtlich ist – oder das Prozentmodell an an-
deren rechtserheblichen Hindernissen scheitern muss, dürfte allein das Prozentmodell der Erfor-
derlichkeitsprüfung standhalten. Denn alle anderen Modellvarianten führen zu wesentlich größeren 
Belastungswirkungen (ggf. für beide Seiten des Mietverhältnisses). Oder umgekehrt ausgedrückt: 
Die anderen Modellvarianten dürften tendenziell als nicht erforderlich zu erachten sein, weil es mit 
dem Prozentmodell eine nicht weniger wirksame, aber wesentlich weniger belastende Alternative 
gibt. 
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Angemessenheit der Differenzierungen 

In Ansehung der vorstehenden Erkenntnisse zur Erforderlichkeit im Hinblick auf den Gleichheits-
grundsatz bedarf es keiner weitergehenden Angemessenheitsprüfung mehr, denn das Prozentmo-
dell erweist sich bereits im Rahmen der Erforderlichkeitsprüfung als die am wenigsten belastende 
Alternative.  

4.3.4. Zwischenergebnis: Grundrechtliche Gesamtwürdigung 

In der Gesamtschau der grundrechtlichen Bewertung ist zu konstatieren, dass der Grundansatz 
der Teilwarmmietenmodelle sowohl aus dem Blickwinkel der einschlägigen Freiheitsgrundrechte 
als auch des Gleichheitsgrundsatzes tragfähig ist. Mit ihm werden als gewichtig einzustufende le-
gitime Ziele verfolgt, während die Belastungen der Grundrechte in einem überschaubaren Rahmen 
bleiben und im Lichte der angestrebten Anreizwirkungen zumutbar sind.  

Die verschiedenen bisher (nur grob) entworfenen Realisierungsmodelle sind jedoch teilweise kri-
tisch zu bewerten. Im Ergebnis ist das Prozentmodell aus verfassungsrechtlicher Sicht zu präferie-
ren. 

Alle betrachteten Modelle erscheinen grundsätzlich von ihren Wirkungen her geeignet, zur Zieler-
reichung beizutragen. Große Unterschiede gibt es jedoch bei den Belastungswirkungen. Auf die 
es im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung für das Erforderlichkeits- und das Angemessen-
heitskriterium tragend ankommt. Da alle Modelle im Hinblick auf die Kostenaufteilung als solche 
quantitativ austarierbar sind, können sich insofern keine rechtlich bedeutsamen Bewertungsunter-
schiede ergeben. In den Mittelpunkt gerät daher die Frage, welche sonstigen Belastungen die 
Pflicht zur Umsetzung des jeweiligen Modells für die Mietvertragsparteien mit sich bringen würde.  

In dieser Hinsicht sind die Unterschiede zwischen den Modellen groß. Auf der einen Seite steht 
das Prozentmodell, das umsetzungspraktisch nur sehr geringe Aufwendungen mit sich bringt, weil 
an die Routineabläufe des bestehenden Heizkostenrechts angeknüpft werden kann, ohne hierfür 
neue Technik einsetzen zu müssen. Das andere Extrem bildet das „Referenztemperaturmodell“, 
dessen praktische Umsetzung in sämtlichen Mietwohnungen in Deutschland eine kostenträchtige 
und mit hohem Planungsaufwand verbundene Installation von neuer Mess- und Datenverarbei-
tungstechnik erfordern und zusätzlich eine nicht unerhebliche Belastung der Mietenden hinsichtlich 
des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung mit sich bringen würde. Das Referenztem-
peraturmodell könnte daher grundrechtlich nur dann als erforderlich eingestuft werden, wenn es 
hinsichtlich der angestrebten Anreizwirkungen mit erheblichen spezifischen Vorteilen verbunden 
wäre. Das ist jedoch nicht erkennbar. Zudem sind die grundrechtseinschränkenden Wirkungen des 
Referenztemperaturmodells gegenüber den Mietenden so weitreichend, dass auch die Vereinbar-
keit mit dem Kriterium der Angemessenheit zumindest zweifelhaft ist. 

Die verschiedenen vom IWU ins Gespräch gebrachten Ausgestaltungsoptionen der Teilwarmmiete 
sind wiederum mit dem insbesondere in der Gleichheitsprüfung bedeutsamen Nachteil verbunden, 
dass sie lediglich eine gebäudebezogene Differenzierung vorsehen und daher wohnungsbezogene 
Differenzierungen nicht möglich machen. Etwas Anderes würde die Modelle (wohl) auch überkom-
plex machen. Diese sehr grobe Differenzierungsweise steht in einem Spannungsverhältnis zu dem 
aus Art. 3 Abs. 1 GG abgeleiteten Gebot einer folgerichtigen Umsetzung der gesetzlichen Ziele auf 
Basis einer realitätsnahen Typisierung, denn sie übergeht den Umstand, dass sich innerhalb der 
einzelnen Gebäude sehr große Unterschiede zwischen den Wohnungen ergeben können. In der 
praktischen Folge führt das dazu, dass die angestrebten Anreizwirkungen oft ins Leere gehen kön-
nen. Daher ergeben sich funktional Nachteile gegenüber dem von vornherein wohneinheitsbezo-
gen differenzierenden Prozentmodell, dessen Umsetzung zudem – wie ausgeführt – mit besonders 
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geringem Aufwand verbunden ist. Diese Modellvarianten scheitern deshalb in der gleichheitsbezo-
genen Verhältnismäßigkeitsprüfung. 

4.4. Herausforderungen der praktischen Umsetzung 

4.4.1. Einpassbarkeit in das bestehende Mietrechtssystem 

In rechtstechnischer Hinsicht lassen sich alle diskutierten Modellvarianten in das bestehende Miet-
rechtsgefüge einbauen. Erforderlich ist insofern eine gezielte Abstimmung der mietrechtlichen Re-
gelungen im BGB und der energieverbrauchsbezogenen Regelungen im Gebäudeenergierecht 
(Heizkostenverordnung und Gebäudeenergiegesetz). Zu beachten ist, dass die wesentlichen Re-
gelungen auf gesetzlicher Ebene getroffen werden müssen, nicht auf Verordnungsebene. 

4.4.2. Auswirkungen auf die Praxis des Wohnungsmietrechts 

Eine andere Frage ist, welche Auswirkungen sich in der mietrechtlichen Praxis ergeben. 

Zu rechnen sein wird sicher mit vielen Fällen, in denen Vermietende den Pflichten nicht oder nicht 
auf korrekte Weise nachkommen. Damit entstehen Streitfälle unter den Mietvertragsparteien, die 
sicher auch in gewissem Umfang an die Gerichte herangetragen werden. Speziell in dem Prozent-
modell stellen sich aber keine ungewöhnlich komplizierten oder komplexen Rechtsfragen, da an 
die eingespielten Routinen des Heizkostenrechts angeknüpft wird, so dass die Konfliktträchtigkeit 
nicht als (zu) problematisch einzuschätzen sein dürfte.  

In der vorliegenden Ausarbeitung wird angenommen, dass es eine rechtliche Verpflichtung zur 
Umstellung auf ein Teilwarmmietenmodell geben würde. Es geht also nicht nur darum, für solche 
Möglichkeiten Raum zu schaffen (was auch eine denkbare Möglichkeit wäre). Das hat, wie bereits 
in der Grundrechtsprüfung festgestellt wurde, bei allen Varianten zur Folge, dass sämtliche Woh-
nungsmietverträge in Deutschland (ggf. innerhalb einer Übergangsfrist) zwingend umgestellt wer-
den müssen.  

Die Notwendigkeit der Mietvertragsänderung birgt an sich potenziell die Gefahr, dass Vermietende 
in nicht unerheblicher Zahl versuchen, die Umstellung für weitere Mieterhöhungen zu nutzen. Das 
könnte die Akzeptanz des Modells auf der Mietendenseite in Frage stellen. Um eine einheitliche 
Umsetzung sicherzustellen und Missbräuche zu vermeiden, ist deshalb zu empfehlen, die Konditi-
onen der Umstellung gesetzlich exakt vorzugeben und hierbei insbesondere darauf zu achten, 
dass keine intransparente Verknüpfung mit „normalen“ Mieterhöhungen möglich ist. Denkbar er-
scheint es, zu diesem Zweck ergänzend zu regeln, dass im zeitlichen Umfeld der Umstellung (z.B. 
ab dem Zeitpunkt des Gesetzesbeschlusses bis ein Jahr nach dem Umstellungszeitraum) keine 
Mieterhöhung aus anderen Gründen erfolgen darf. 

4.4.3. Auswirkungen auf sozialrechtliche Regelungen der Kostenübernahme für 
Unterkunft und Heizung 

Eine weitere Frage richtet sich darauf, welche Auswirkungen sich durch die Umstellung auf die 
sozialrechtlichen Regelungen für staatliche Transferleistungen ergeben. Hierzu soll zunächst auf 
das etablierte sozialrechtliche System zur Übernahme der Kosten für Unterkunft und Heizung (auch 
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„KdU“ abgekürzt) im Rahmen von SGB II (Arbeitslosengeld II und Sozialgeld) und SGB XII (Sozi-
alhilfe) eingegangen werden. Die Rechtsprechung sieht diesbezüglich in den grundlegenden Maß-
stäben beider Gesetze keinen Unterschied.56 

Bisher werden die Kosten für Unterkunft und Heizung in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen 
anerkannt, soweit diese angemessen sind (vgl. § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II, § 35 Abs. 1 und 4 SGB 
XII). Bisher wurde die Angemessenheit der Kosten der Unterkunft (Nettokaltmiete plus kalte Be-
triebskosten) klassischerweise getrennt von den Kosten der Heizung festgestellt.57 Hintergrund ist, 
dass die Angemessenheit der Kosten der Unterkunft in einem gestuften Verfahren ermittelt werden, 
welche zunächst abstrakt die angemessene Wohnungsgröße und eine Referenzmiete in Bezug 
nimmt. Die Kosten der Heizung werden hingegen nicht anhand einer abstrakten Angemessenheits-
grenze, sondern anhand eines konkret-individueller Maßstab ermittelt. Dabei wird von der Recht-
sprechung regelmäßig auf den „Kommunalen Heizspiegel“ hilfsweise den „Bundesweiten Heizspie-
gel“ (ermittelt von co2online) abgestellt. Die Heizkosten werden dabei grundsätzlich komplett über-
nommen, sofern sich diese nicht in der Kategorie „extrem hoch“ befinden.58  

Ein anderes Vorgehen sah das „Bruttowarmmietenkonzept“ der Berliner Wohnaufwendungenver-
ordnung (WAV) vom 03.04.2012 vor, welches abstrakt angemessene Bedarfe für Unterkunft und 
Heizung als Summe aus den Werten für Bruttokaltmiete59 und Heizkosten bestimmt hatte. Dies 
wurde jedoch von der Rechtsprechung60 für unwirksam erklärt, da die Regelung „nicht darauf ab-
zielt und nicht dazu geeignet sei, einen angemessenen Heizbedarf“ darzustellen. Die entspre-
chende Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) lässt sich mit den Schwierigkeiten der 
Ermittlung eines abstrakt angemessenen Werts für die Heizkosten pro Quadratmeter begründen. 
Denn ein solcher müsste insbesondere „wechselnde Energiepreise, typische Energieträger, den 
im entsprechenden Mietsegment typischen Gebäudestandard und den technischen Stand einer 
als typisch anzusehenden Heizungsanlage erfassen.“61 Andernfalls würde das Vorgehen eine un-
zulässige Pauschalierung von Heizkosten bedeuten. 

Im Jahr 2016 ist mit § 22 Abs. 10 SGB II eine Neuregelung62 eingeführt worden, die es den kom-
munalen Leistungsträgern erlaubt, optional die Angemessenheit der Kosten für Unterkunft und Hei-
zung über eine Bruttowarmmiete („Gesamtangemessenheitsgrenze“) zu beurteilen.63 Nach dem 
Willen des Gesetzgebers ist hierbei weiterhin im Grundsatz die beschriebene getrennte Prüfung 
der Angemessenheit zugrunde zu legen. Die Kalkulation der beiden (Höchst-) Beträge führe 
„grundsätzlich zu einer Begünstigung der Leistungsberechtigten, da etwas höhere Aufwendungen 

 
56 Obwohl die Normtexte völlig unterschiedlich ausgestaltet sind, vgl. hierzu Grube/Wahrendorf/Flint/Wrackmeyer-
Schoene, 7. Aufl. 2020, SGB XII § 35 Rn. 1 m.w.N. Siehe auch: Schmidt-De Caluwe in: Schneller/Kahlenborn et 
al., Sozialverträglicher Klimaschutz – Sozialverträgliche Gestaltung von Klimaschutz und Energiewende in Haus-
halten mit geringem Einkommen, (UBA Texte 66/2020) abrufbar unter: https://www.umweltbundesamt.de/publika-
tionen/sozialvertraeglicher-klimaschutz, S. 122. Letzterer weist darauf hin, dass „sämtliche Verwaltungsvorschriften 
und Dienstanweisungen der kommunalen Leistungsträger die KdU für die angesprochenen Leistungsbereiche ana-
log und durchgehend gemeinsam“ behandeln werden. 
57 Ausführlich hierzu Schmidt-De Caluwe in: Schneller/Kahlenborn et al., Sozialverträglicher Klimaschutz – Sozial-
verträgliche Gestaltung von Klimaschutz und Energiewende in Haushalten mit geringem Einkommen, S. 123. 
58 Ausführlich und mit zahlreichen Nachweisen: Schmidt-De Caluwe in: Schneller/Kahlenborn et al., Sozialverträg-
licher Klimaschutz – Sozialverträgliche Gestaltung von Klimaschutz und Energiewende in Haushalten mit geringem 
Einkommen, S. 125. 
59 Bruttokaltmiete = Nettokaltmiete plus kalte Betriebskosten. 
60 Vgl. LSG Berlin-Brandenburg, 25.04.2013, Az: L 36 AS 2095/12 NK, BSG, Urteil v. 2.7.2009 – B 14 AS 36/08; 
BSG, Urteil v. 04.06.2014 – B 14 AS 53/13 R. 
61 Eicher/Luik/Luik, 4. Aufl. 2017, SGB II § 22 Rn. 282 unter Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 04.06.2014 – B 14 
AS 53/13 R, Rn 33ff.; BSG, Urt. v. 12.6.2013 – B 14 AS 60/12 R.  
62 Vgl. zudem den bisherigen § 22a Abs. 2 SGB II, welche eine entsprechende Möglichkeit durch kommunale Sat-
zung nach entsprechender Ermächtigung durch das Land eröffnete. 
63 Schmidt-De Caluwe in: Schneller/Kahlenborn et al., Sozialverträglicher Klimaschutz – Sozialverträgliche Gestal-
tung von Klimaschutz und Energiewende in Haushalten mit geringem Einkommen, S. 123, 126. 

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/sozialvertraeglicher-klimaschutz
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/sozialvertraeglicher-klimaschutz
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noch als angemessen angesehen werden können.“64 Dies sei aus Gründen der Verwaltungsver-
einfachung gerechtfertigt. Hierdurch entstand zusätzlicher Spielraum und Flexibilität für Behörden 
und Gerichte für gütliche Lösungen,65 so dass z.B. auf verwaltungsintensive Umzugsverlangen 
verzichtet werden kann.  

Eine generelle Umstellung des miet- und heizkostenrechtlichen Systems dahin, dass ein Teil der 
bisher getrennt abgerechneten Heizkosten von den Vermietenden zu tragen ist, hat für die Sozial-
leistungssysteme erhebliche Konsequenzen. Auf der einen Seite kann davon ausgegangen wer-
den, dass regelungstechnisch und administrativ ein sehr großer Anpassungsaufwand entsteht. Auf 
der anderen Seite fragt sich, ob bzw. inwieweit diesem Aufwand ein spezifisch sozialpolitischer 
Nutzen gegenübersteht: 

• Hinsichtlich des Umstellungsaufwands ist zunächst zu beachten, dass die Option der Berück-
sichtigung der Bruttowarmmiete bereits heute umgesetzt ist, ohne in einem Zusammenhang mit 
der Einführung einer mietrechtlichen Einführung eines (teilweisen) Warmmietenmodells zu ste-
hen. Aber diese Möglichkeit ist bisher praktisch die Ausnahme, nicht die Regel. Administrativ 
und abrechnungstechnisch dürfte eine generelle Umstellung auf ein Teilwarmmietensystem 
demgegenüber zu einem relativ großen Mehraufwand führen, da es dann eine generelle Um-
stellung der Bemessung auf eine teilweise Berücksichtigung der Heizkosten geben müsste, für 
die gegebenenfalls neue Maßstäbe gefunden, etabliert und umgesetzt werden müssten. Sämt-
liche Bescheide für die betreffenden Sozialleistungen wären anzupassen. 

• Die verschiedenen Teilwarmmietenmodelle böten auf den ersten Blick einen Vereinfachungs-
vorteil auf der Berechnungsebene. Denn im bisherigen System stellt sich immer wieder die 
Frage, welche Heizkosten noch angemessen sind und daher vom Staat zu übernehmen seien. 
Schmidt-De Caluwe weist in Bezug auf § 22 Abs. 10 SGB II darauf hin, dass solange „kein 
taugliches Verfahren zur verfassungskonformen Bestimmung der Angemessenheit der Heizkos-
ten entwickelt“ wurde, die „Angemessenheit, in Anlehnung an die bisherige Rechtsprechung des 
BSG, der Kategorie ‚extrem hohen‘ der Heizspiegel zu entnehmen sein“ wird.66 Die Teilwarm-
mietenmodelle könnten vom Ansatz her einen solchen berechnungstechnisch tauglichen Maß-
stab bieten. Denkbar wäre es auf dieser Grundlage, staatlicherseits lediglich die Grundheizkos-
ten zu übernehmen – wobei sich dann allerdings die Folgefrage stellen würde, wie mit den ver-
bleibenden variablen Anteilen umgegangen werden soll. Da die betreffenden Personen einen 
Anspruch auf existenzsichernde Sozialleistung haben, müsste es für diese entweder dabei blei-
ben, dass es für diese einen (dann verringerten) Heizkostenzuschuss gibt oder die Sozialleistung 
als solche um einen entsprechenden Betrag erhöht werden. 

• Keine wesentlichen Auswirkungen dürften sich durch die Umstellung auf die Gesamtkosten er-
geben, welche von den Sozialleistungsträgern für Heizung und Warmwasser aufzubringen sind. 
Der niedrigere finanzielle Aufwand bei den Kosten der Heizung würde durch einen entsprechend 
höheren Aufwand bei den Fixanteilen der Miete ausgeglichen (bisher Kaltmiete plus kalte Be-
triebskosten, dann zusätzlich plus Grundheizkosten). 

4.4.4. Auswirkungen Im Anwendungsbereich des Wohngeldrechts 

Im Bereich des Wohngeldrechts ergibt sich im Unterschied zu den Regelungen im Bereich der 
sozialen Transferleistungen ein weniger großer rechtstechnischer Umstellungsbedarf, da die Ba-
sisregelungen hier einheitlich auf der Ebene des Bundesrechts getroffen werden.  

 
64 BR-Drs. 66/16, S. 44. BT-Drs. 18/8041, 42. 
65 Eicher/Luik/Luik, 4. Aufl. 2017, SGB II § 22 Rn. 281-282. 
66 Schmidt-De Caluwe in: Schneller/Kahlenborn et al., Sozialverträglicher Klimaschutz – Sozialverträgliche Gestal-
tung von Klimaschutz und Energiewende in Haushalten mit geringem Einkommen, S. 128. 
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Das insoweit einschlägige Wohngeldgesetz (WoGG)67 wurde seit 2009 mehrfachen Änderungen 
hinsichtlich der Berücksichtigung von Heizkosten unterzogen. 68 In seiner aktuellen Fassung sieht 
es einerseits die Zahlung eines Zuschusses zur „Miete“ vor, wobei die zugrunde liegende Miete die 
Heizkosten nicht enthält (siehe § 9 Abs. 2 WoGG), andererseits (seit 2020) die zusätzliche Gewähr 
eines Entlastungsbeitrags zu den Heizkosten nach § 12 Abs. 6 WoGG.  

Bei Umstellung auf ein Teilwarmmietenmodell ergäben sich je nach Ausgestaltung unterschiedli-
che Konsequenzen für die Wohngeldbemessung. Wird von einer Beibehaltung der Regelungslogik 
ausgegangen, wäre – sofern die Grundheizkosten fixiert sind – § 9 WoGG anzupassen und die in 
Tabelle 1 des WoGG festgelegten Zuschussbeträge für die Miete entsprechend zu erhöhen, im 
Gegenzug dann den Heizkostenentlastungsbetrag zu senken. Andernfalls müsste es lediglich zur 
Anpassung des Heizkostenentlastungsbetrages kommen. Denkbar ist es im Übrigen auch, das 
Wohngeldrecht hinsichtlich der Berücksichtigung der Heizkosten weitergehend zu reformieren – 
was aber mit einer Umstellung auf ein Teilwarmmietenmodell nicht zwingend verbunden ist. 

Auf der Ebene der Umsetzung durch die Verwaltung ergäbe sich kein erheblicher Aufwand, da die 
Umstellung im Zuge der normalen Verwaltungsabläufe zum Erlass neuer Bescheide erfolgen 
könnte. 

5. Ergänzende Überlegungen zu Anreizinstrumenten bei Mietwohngebäuden 

Die Betrachtungen zu den klimapolitischen und sozialen Wirkungen (siehe oben, 3.) haben einer-
seits aufgezeigt, dass von einer Umstellung auf ein Teilwarmmietensystem eine positive Wirkung 
dergestalt ausgehen würde, dass auf beiden Seiten des Mietverhältnisses ein finanzieller Anreiz 
zu Energieeinsparungen entstehen würde. Gegenüber dem bisherigen Recht wird dieser Anreiz 
zwar auf der Seite der Mietenden etwas abgeschwächt. In der Gesamtschau dürfte klimapolitisch 
aber dem Umstand, dass das Heizkostenrecht erstmals überhaupt einen solchen Anreiz auf der 
Seite der Vermietenden vermittelt, ein größeres Gewicht zukommen, zumal damit dem Verursa-
cherprinzip Rechnung getragen wird und dem Investor-Nutzer-Dilemma entgegengewirkt werden 
kann.  

Andererseits lassen die betreffenden Ausführungen auch erkennen, dass das Instrument nur eine 
begrenzte Anreizwirkung entfalten kann. Das Instrument würde bei den Mietwohngebäuden in 
der Breite wirkend erheblich bessere Anreizstrukturen für Energieeinsparungen schaffen als das 
gegenwärtige, insoweit geradezu hemmend wirkende geltende Recht. Jedoch wäre sein Anreiz auf 
der Seite der Vermietenden nicht groß genug, um als vollwertiger Ersatz der Modernisierungsum-
lage in der Funktion eines Refinanzierungsinstruments für größere Investitionen eingesetzt zu wer-
den. Sollte die Modernisierungsumlage beibehalten werden, so läge es zumindest nahe, sie mit 
Blick auf den Systemwechsel zur Teilwarmmiete im Gegenzug der Höhe nach zu reduzieren und 
mit bestimmten qualitativen Mindeststandards zu verknüpfen. Außerdem oder damit verbunden 
kann darüber nachgedacht werden, für energetische Modernisierungen bei Mietwohngebäuden mit 
Rechtsansprüchen auf Fördermittel zu operieren.69 Diese Möglichkeit bietet sich an, nachdem die 

 
67 Wohngeldgesetz vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 9. 
Dezember 2020 (BGBl. I S. 2855) geändert worden ist. 
68 Eingehend für die Rechtslage bis 2019 Schmidt-De Caluwe, in: Schneller/Kahlenborn et al., Sozialverträglicher 
Klimaschutz – Sozialverträgliche Gestaltung von Klimaschutz und Energiewende in Haushalten mit geringem Ein-
kommen, S. 121 f. 
69 Eingehend Klinski, Zu den Möglichkeiten der öffentlichen Förderung im Bereich bestehender gesetzlicher pflich-
ten („Fördern trotz Fordern“), Rechtswissenschaftliche Stellungnahme zu Fragen der Deutschen Unternehmensini-
tiative Energieeffizienz e.V. (DENEFF), 2021. 
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EU-Kommission signalisiert hat, dass sie staatliche Förderprogramme wie die BEG nicht als bei-
hilferechtlich notifizierungs- und genehmigungsbedürftig einstuft, wenn diese nicht spezifisch auf 
die Förderung bestimmter Unternehmen gerichtet sind.70 

Möglich wäre bei Umsetzung des Prozentmodells die Verschränkung mit anderen Instrumenten 
einer gezielten Strategie der energetischen Gebäudesanierung. So wäre es wäre es etwa vorstell-
bar, den Prozentsatz der variablen, auf die Mietenden umlegbaren Verbrauchskosten (ggf. auch 
stufenweise) zu reduzieren, wenn das Gebäude zu einem bestimmten in der Zukunft liegenden 
Zeitpunkt einem vorgegebenen energetischen Mindeststandard nicht genügt. Umgekehrt könnte 
der Prozentsatz für Gebäude mit besonders hohem energetischem Standard heraufgesetzt wer-
den.  

Erwogen werden könnte auch die Option, die Umstellung nicht generell verpflichtend zu machen, 
sondern etwa nur bei Neuvermietungen und/oder nur bei neuen Wohnungen. Stattdessen oder ggf. 
darüber hinaus wäre es denkbar, die Umstellung generell nicht als Pflicht vorzugeben, sondern 
lediglich zu gestatten. Vorstellbar wäre es insofern bei Wahl des Prozentmodells erweiternd auch, 
speziell für Neubauten bzw. Neuvermietungen alternativ die mietvertragliche Vereinbarung einer 
Wärmekostenteilung auf Grundlage eines Referenztemperaturmodells zu ermöglichen.71 Mit ent-
sprechenden Modifizierungen wäre jedoch die angestrebte Breitenwirkung der Umstellung nicht 
bzw. nur noch stark verzögert erreichbar. 

Sinnvolle weitere Maßnahmen zur Verknüpfung von Belangen des Klima- und Mieterschutzes 
könnten in folgende Richtungen gehen: 

• Im Wohnungsmietrecht könnte das bisherige Recht ergänzend geregelt werden, dass Mietende 
Änderungen an der Wohnung und dem Gebäude nur dulden müssen, wenn bei diesen Ände-
rungen die Vorgaben des Gebäudeenergierechts eingehalten werden.72  

• In die gleiche Richtung verstärkend könnte ein Anspruch der Mietenden auf Mietminderung für 
den Fall eingeführt werden, dass energetische Mindeststandards entgegen rechtlicher Verpflich-
tung nicht eingehalten werden.73 

• Denkbar ist auch die Schaffung von Verpflichtungen, die energetische Gebäudequalität in den 
Mietspiegeln zur ortsüblichen Vergleichsmiete in bestimmter Weise darzustellen („ökologischer 
Mietspiegel“).74 Insbesondere bietet sich die Berücksichtigung als eigenständiges Sondermerk-
mal an.75 Allerdings ist insoweit zu bedenken, dass der Mietspiegel gleichwohl nur die Marktlage 

 
70 Das ergibt sich aus der Darstellung auf der BMWi-Homepage (Einsichtnahme 28.02.2021): 
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/FAQ/BEG/faq-bundesfoerderung-fuer-effiziente-gebaeude.html. Dort wird ver-
wiesen auf die Ausführungen der EU-Kommission in ihrem „Guiding Template“: EU Commission, RECOVERY AND 
RESILIENCE FACILITY – STATE AID, Guiding template: Energy efficiency in buildings, abrufbar unter: 
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/what_is_new/template_RFF_energy_efficiency_in_buildings.pdf. 
71 Dies entspricht auch dem Ansatz der Green Leases in Schweden, siehe z.B. Bulut et.al. (2019) Green leasing in 
Sweden – the case of the Swedish Energy Agency. Eceee summer study 2019 
72 Vertiefend Klinski, Rechtskonzepte zur Beseitigung des Staus energetischer Sanierungen im Gebäudebestand 
(UBA Texte 36/2009), abrufbar unter: https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/rechtskonzepte-zur-beseiti-
gung-des-staus, S. 126 ff. 
73 Vertiefend Klinski, Rechtskonzepte zur Beseitigung des Staus energetischer Sanierungen im Gebäudebestand 
(UBA Texte 36/2009), S. 145 ff. 
74 Vgl. schon Knissel et.al. (IWU): Mietrechtliche Möglichkeiten zur Umsetzung von Energiesparmaßnahmen im 
Gebäudebestand (2001), S. 57 ff. 
75 Siehe Vortrag „Ökomietspiegel als Alternative zur Modernisierungsumlage“ von Bernd Steinhoff Fachgespräch 
"Energetische Sanierung und Mietrecht " der DUH am 24. Februar 2021. 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/FAQ/BEG/faq-bundesfoerderung-fuer-effiziente-gebaeude.html
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/what_is_new/template_RFF_energy_efficiency_in_buildings.pdf
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abbilden kann und seine Wirkungen von der Marktsituation abhängig sind, so dass hierin ledig-
lich ein sinnvolles, Anreizinstrumente verstärkendes Mittel zur Schaffung von Markttransparenz 
gesehen werden kann.76  

6. Fazit  

Ein Wechsel von dem heutigen „Kaltmietenmodell“, in dem die Mietenden sämtliche Kosten des 
laufenden Wärmeverbrauchs zu tragen haben, zu einem System, in dem sich Mietende und Ver-
mietende die Wärmeverbrauchskosten teilen („Teilwarmmietenmodell“), ist aus klimaschutz- und 
sozialpolitischer Sicht grundsätzlich sinnvoll. Damit würde auf beiden Seiten des Mietverhältnis-
ses ein Anreiz zu verbrauchssparendem Verhalten entstehen. Ein reines „Warmmietensystem“ 
würde demgegenüber auf Seiten der Vermietenden zwar die Anreizwirkung verstärken, diese aber 
bei den Mietenden beseitigen. Ein solches System wäre zudem mit der EU-Energieeffizienzrichtli-
nie nicht vereinbar. 

Ein Teilwarmmietenmodell würde dem Verursacherprinzip gerechter werden als das bisherige 
System und wäre zugleich sozial angemessener. Mit ihm könnte dem sog. Investor-Nutzer-Di-
lemma entgegengewirkt werden. Gegenüber Vermietenden wie gegenüber Mietenden wäre der 
Systemwechsel zum Umstellungszeitpunkt finanziell belastungsneutral. Durch genaue Vor-
gabe der gesetzlichen Konditionen könnte das sichergestellt werden.  

Die Anreizwirkungen des Teilwarmmietenmodells dürfen aber auch nicht überschätzt werden. 
Die Umstellung auf ein Teilwarmmietenmodell kann bewirken, dass die Vermietenden ein Eigenin-
teresse an der Senkung des Heizenergieverbrauchs im Gebäude entwickeln – nicht weniger, aber 
auch nicht mehr. Zu beachten ist insbesondere, dass die Einführung eines Teilwarmmietenmodells 
keinen spezifischen auf die Refinanzierung einer bestimmten (ggf. größeren) Investition gerichte-
ten Anreiz auslöst, so dass ihre Wirkkraft zum Anreiz insbesondere anspruchsvoller energetischer 
Investitionen wesentlich kleiner ist als etwa diejenige der Modernisierungsumlage. Deshalb kann 
die Umstellung auf ein Teilwarmmietenmodell die Modernisierungsumlage nicht vollwertig erset-
zen. Vielmehr müsste diese entweder (ggf. in verbesserter Form) beibehalten oder ein anderes 
spezifisch die Refinanzierbarkeit verbesserndes Instrument etabliert werden, ggf. auch unter Ein-
beziehung staatlicher Förderung.  

Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist von zentraler Bedeutung, dass die beiden bisher im Vor-
dergrund der Diskussion stehenden Teilwarmmietenmodelle – einerseits das „Referenztempera-
turmodell“ (Agora: „Warmmiete mit Temperaturfeedback“), andererseits die Modellvarianten des 
IWU für eine „Teilwarmmiete“ – einen erheblich größeren Umsetzungsaufwand erfordern und 
dadurch auf beiden Seiten des Mietverhältnisses zu (teils wesentlich) größeren Grundrechtsbelas-
tungen als das weitgehend wirkungsgleiche „Prozentmodell“ führen. Aus verfassungsrechtlicher 
Sicht ist das Prozentmodell deshalb zu bevorzugen:  

• Das Prozentmodell legt auf Grundlage der nach der Heizkostenverordnung ohnehin ermittelten 
Verbrauchskosten schlicht fest, dass bestimmte Anteile der Verbrauchskosten jeweils bei den 
Mietenden und bei den Vermietenden liegen. Zum Ausgleich werden auf Grund einer Auswer-
tung der Verbrauchsdaten in einer vorangegangenen Referenzperiode (in zum Umstellungszeit-
punkt äquivalenter Höhe) fixe „Grundheizkosten“ zur fixen Nettokaltmiete hinzugesetzt. 

• Demgegenüber erfordert das Referenztemperaturmodell die kostenträchtige Ausstattung aller 
Räume in Mietwohnungen mit technischer Infrastruktur zur Temperaturerfassung und zur Aus-
wertung der Messdaten. Dabei müssen die Mietenden die Auswertung ihres Nutzungsverhaltens 

 
76 Differenzierend Klinski, Rechtskonzepte zur Beseitigung des Staus energetischer Sanierungen im Gebäudebe-
stand (UBA Texte 36/2009), S. 184 ff. 
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durch die Vermietenden dulden, wodurch zusätzlich das Grundrecht auf informationelle Selbst-
bestimmung betroffen ist. Gegenüber diesem Modell bestehen daher starke verfassungsrechtli-
che Bedenken im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit. 

• Für die IWU-Modellvarianten der Teilwarmmiete sind die zugrundeliegenden Berechnungsmo-
dalitäten weitgehend ungeklärt. Diese Modellvarianten stellen auf die jeweiligen Gebäude ab, 
während die übrigen Varianten eine wohnungsindividuelle Einordnung ermöglichen. Auf Basis 
der vorliegenden Erkenntnisse erscheint hier die erreichbare Anreizwirkung wesentlich unge-
nauer und die Wahrscheinlichkeit von Fehlwirkungen größer. In Anbetracht dessen bestehen 
starke Zweifel an der durch Art. 3 Abs. 1 GG geforderten folgerichtigen Ausgestaltbarkeit. 

Zu ergänzen ist, dass bei Fixierung der Grundheizkosten auf Seiten der Vermietenden ein Anreiz 
zu energiesparenden Maßnahmen auch dadurch entsteht, dass hier die Grundheizkosten im spä-
teren Zeitverlauf gleich hoch bleiben, auch wenn es nachfolgend auf Grund von energiekostensen-
kenden Maßnahmen zu geringeren Verbrauchskosten kommt. 

Speziell für das Prozentmodell (wie auch für die IWU-Ansätze) sei außerdem darauf hingewiesen, 
dass sich hier auch die Möglichkeit bietet, die Regelungen mit anderen klimapolitischen Instrumen-
ten im Bereich der Gebäudewärme zu verbinden. So wäre es zum Beispiel vorstellbar, den Pro-
zentsatz der variablen, auf die Mietenden umlegbaren Verbrauchskosten zu reduzieren, wenn das 
Gebäude zu einem bestimmten in der Zukunft liegenden Zeitpunkt einem vorgegebenen energeti-
schen Mindeststandard nicht genügt. 

Die Umstellung auf ein Teilwarmmietenmodellwürde bei allen Gestaltungsvarianten praktisch dazu 
führen, dass sämtliche Wohnungsmietverträge in Deutschland angepasst werden müssten. Die 
Umstellung wäre daher für die Mietparteien mit einem großen bürokratischen (vertragstechni-
schen) Aufwand verbunden, der in Einzelfällen auch zu Problemen oder Konflikten führen kann. 
Um eine einheitliche Umsetzung sicherzustellen und Missbräuche zu vermeiden, sollten die Kon-
ditionen der Umstellung ggf. gesetzlich exakt vorgegeben werden. Hierbei sollte insbesondere da-
rauf geachtet werden, dass keine intransparente Verknüpfung mit „normalen“ Mieterhöhungen er-
folgt. Denkbar erscheint es, zu diesem Zweck ergänzend zu regeln, dass im zeitlichen Umfeld der 
Umstellung keine Mieterhöhung aus anderen Gründen erfolgen darf. 

Ein umsetzungstechnischer Nachteil läge darin, dass die Umstellung im Bereich der sozialen 
Transferleistungen einen relativ großen untergesetzlichen Regelungs- und Verwaltungsaufwand 
mit sich bringen würde (sämtliche die Heizkosten betreffenden Sozialleistungen müssten ange-
passt werden). 

Alternativ zu einem Systemwechsel könnte vorgesehen werden, dass die Umstellung auf modera-
tere Weise erfolgt, etwa durch die Möglichkeit einer freiwilligen Umstellung, die Beschränkung der 
Verpflichtung auf Neuvermietungen und/oder auf Fälle, in denen die Modernisierungsumlage an-
gewandt wird. Das hätte dann aber einen entsprechenden Wirkungsverlust zur Folge.  
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